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Vorbemerkungen

Ausgangsbedingungen
Mit dem „Ersten Gesetz über moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ und den
damit beschlossenen Änderungen des Sozialgesetzbuches III hat die Qualitätsdis-
kussion für die Weiterbildung eine veränderte Ausgangslage und einen neuen An-
trieb erhalten: Das Gesetz verschiebt die Prioritäten in der beruflichen Weiterbildung
von langfristig angelegter Kompetenzentwicklung hin zu kurzfristigen Wiedereinglie-
derungseffekten; mit der Vergabe von Bildungsgutscheinen ist ein grundsätzlich an-
deres Finanzierungsmodell angelegt; es macht in den §§ 84, 85 und 86 Vorgaben für
die Qualitätsentwicklung der Institutionen sowie der Angebote in der beruflichen
Weiterbildung. Diese Eingriffe haben in der „Weiterbildungsszene“ massive Befürch-
tungen und angesichts der absehbaren Umbrüche berechtigte Kritik provoziert.

Hier wird � obwohl klar ist, dass die Weiterentwicklung der arbeitsbezogenen Lern-
möglichkeiten, Finanzierungsmodelle, die Qualitätsfrage sowie auch die Perspektiven
der Institutionen und des Personals gemeinsam bedacht werden müssen � der Ar-
gumentationsstrang der Qualitätssicherung aufgegriffen. Damit wird eine Linie der
Weiterbildungsentwicklung „nach Hartz“ aufgezeigt, welche langfristig systematisie-
rende Effekte haben kann. Absehbar negative Konsequenzen, wie sie besonders
durch die begleitende Geschäftspolitik der Bundesanstalt für Arbeit und die Kürzun-
gen der Etats provoziert werden, auf eine langfristige und nachhaltige Kompetenz-
entwicklung, für die Planungssicherheit der Weiterbildungsträger und die beruflichen
Perspektiven des Personals sollen nicht unterschlagen werden. Die Sorge ist be-
rechtigt, dass Angebotsstrukturen zusammenbrechen, die, wenn keine alternativen
politischen und finanziellen Absicherungen greifen, für die Möglichkeiten „lebenslan-
gen Lernens“ auf dem Weg zur „Wissensgesellschaft“ unersetzbar sind.

Wenn wir trotzdem, indem wir die Prämissen, die durch die „Hartz-Gesetze“ ge-
schaffen worden sind, zunächst als Vorgabe unterstellen, Gestaltungsmöglichkeiten
diskutieren, so deshalb, weil es uns darum geht, Handlungsmöglichkeiten auszulo-
ten, wie ein zukunftsfähiges Weiterbildungssystem angesichts einer als problema-
tisch identifizierten Ausgangssituation entstehen könnte. Die Qualitätssicherung ist
dafür ein schon seit mehr als dreißig Jahren diskutierter zentraler Strategiestrang.

Argumentationslinien
Deshalb greift unsere Argumentation (1.) zurück auf die in dieser Diskussion entwi-
ckelten Konzepte input-, output-, prozess- und nachfrageorientierter Qualitätsmodel-
le. Dabei wurden spezifische Lösungsmodelle entwickelt, hinter die nicht zurückzu-
fallen ist und die für ein integriertes Qualitätssicherungssystem aufgenommen wer-
den müssen.

Zweitens (2.) dokumentieren wir die Strukturen und Trends vorliegender Qualitäts-
modelle und deren Verbreitung bei den Einrichtungen. Es finden sich Kombinationen
interner und externer Evaluationskonzepte, wobei sich trotz der Vielfalt einige wenige
Grundtypen identifizieren lassen: die Ansätze bewegen sich in einem Dreieck von
ISO 9000, EFQM und Selbstevaluation.

Die Vor- und Nachteile dieser Modelle können (3.) deutlich benannt werden: Die
Normenreihe DIN EN ISO 9000 sichert eine Verbindlichkeit der Qualitätssicherung
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und betont die Verfahrensstandardisierung; gleichzeitig ist sie „inhaltsleer“ und spart
deshalb „Produktqualität“ aus. Das von vielen Weiterbildungseinrichtungen als Alter-
native genutzte Modell der „European Foundation for Quality Management“ (EFQM)
bezieht die neun Bereiche Führung, Mitarbeiter, Politik und Strategie, Partnerschaf-
ten und Ressourcen, Prozesse, Mitarbeiterergebnisse, Kundenergebnisse, gesell-
schaftsbezogene Ergebnisse, Schlüsselleistungen ein. Dies macht das Verfahren
aufwendig und „hochschwellig“; gleichzeitig ist die Bewertungsstrategie durch Ge-
wichtung der neun Elemente „unterkomplex“. Selbstevaluation – als drittes Qualitäts-
konzept“ - kann die Einrichtungsentwicklung und Mitarbeiterbeteiligung fördern. Al-
lerdings sind die Verfahren wenig standardisiert, übertragbar und nachvollziehbar.
Entsprechend muss ein integriertes Qualitätssicherungsmodell die Vor- und
Nachteile vorliegender Ansätze berücksichtigen und eine Weiterentwicklung ansto-
ßen.

Die Diskussion konzentriert sich (4.) auf die nach dem SGB III geförderte berufliche
Weiterbildung, zum einen weil hier unmittelbarer Handlungsbedarf besteht, zum an-
deren weil damit der umfangreichste Sektor nicht unmittelbar betrieblich veranlasster
Weiterbildung behandelt wird. Dieser hat Ausstrahlungen auf alle anderen Weiterbil-
dungssektoren. Das gilt, obwohl die Perspektive „aktiver Arbeitsmarktpolitik“ seit dem
Arbeitsförderungsgesetz von 1969 immer weiter reduziert worden ist auf das „ ar-
beitsmarktpolitisch Notwendige“ und entsprechend eine Ausgliederung anderer wei-
terbildungspolitisch „wünschenswerter“ Lernmöglichkeiten z.B. im Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz (AFBG) stattgefunden hat. Kriterien wie Verwertbarkeit und
Wirtschaftlichkeit dominieren und verhinderten bisher strukturell die Entwicklung und
Durchsetzung eines umfassenden Qualitätsmodells.

Die „Bestimmungen im „Ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ (5.) setzen einerseits diese Entwicklungslinie fort, nehmen aber andererseits
die Qualitätsproblematik aus dem Zuständigkeitsbereich der Arbeitsämter heraus –
wenn auch nur halbherzig, da in § 86 der Eingliederungserfolg als zentrales Kriterium
in der Zuständigkeit verbleibt. Damit ist die Notwendigkeit und die Möglichkeit einer
neuen Qualitätsdiskussion gegeben.

Vorschläge
Wir schlagen angesichts der entwickelten Anforderungen im Ergebnis (6.) ein drei-
stufiges Modell der Akkreditierung, Zertifizierung und Qualitätsentwicklung vor. Dies
fordert verbindlich Qualitätsmanagementsysteme bei den Bildungsanbietern, lässt
unterschiedliche Modelle , für die Mindestkriterien formuliert werden, offen. Die Qua-
litätsüberprüfung wird unabhängigen, gemeinnützig arbeitenden Zertifizierungs-
agenturen zugewiesen. Diese werden zugelassen durch den Akkreditierungsrat als
einem öffentlich rechtlichen Gremium, in dem Vertreter der Tarifparteien, des Staates
(Bund und Länder) und der Weiterbildungsträger beteiligt sind.

Mit diesem Modell könnte über die unmittelbare Zwangslage hinaus eine langfristige
Perspektive der Weiterbildungsentwicklung geöffnet werden. Es wird gleichzeitig
deutlich, dass eine solche Entwicklung weitreichende Strategien voraussetzt. Es
muss geklärt werden, welchen Stellenwert Weiterbildung in einem umfassenden
System „lebenslangen Lernens“ tatsächlich haben soll, wie Auslese auf dem Weg zur
„Wissensgesellschaft“ verhindert werden kann, welchen Stellenwert dabei öffentliche
Verantwortung und die Bereitstellung entsprechender Ressourcen haben muss. Da-
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zu braucht die Weiterbildung verlässliche Entwicklungsmöglichkeiten und eine klä-
rende Rahmenordnung.
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1. Aufriss der Qualitätsdiskussion in der Weiterbildung � ein Rückblick

Die „Hartz“-Reform zielt auch auf ein neues Qualitätskonzept für die von der Bun-
desanstalt für Arbeit geförderte Weiterbildung. Die ins Auge gefassten Regelungen
strahlen aus auf die übrigen Segmente der Weiterbildung und fungieren dort als Im-
pulsgeber. Damit wiederholt sich ein Vorgang, der schon vor über dreißig Jahren zu
beobachten war. In sachlichem Zusammenhang mit den 1969 in Kraft getretenen
Gesetzen zur Berufsbildung (BBiG) und Arbeitsförderung (AFG) stellten sich die
Probleme der Gestaltung von qualitativ anspruchsvollen Bildungsangeboten und de-
ren Sicherung in bis dahin nicht gekannter Schärfe.

Bisher vorliegende Ansätze und Instrumente der Qualitätssicherung und -entwicklung
spiegeln die Antworten auf diese Herausforderungen. Dabei wird zum einen deutlich,
dass für die unterschiedlichen Segmente der Weiterbildung und ihre Fragestellungen
(betriebliche Weiterbildung, durch die Bundesanstalt für Arbeit geförderte Weiterbil-
dung, marktmäßig organisierte Weiterbildung) spezifische Lösungen entwickelt wor-
den sind; zum anderen zeigt sich aber auch, dass die verschiedenen Konzepte und
Instrumente z.T. kompatibel sind und sich im Hinblick auf integrierte Lösungen er-
gänzen und verdichten. Im Folgenden werden vier Ansätze von Qualitätsentwicklung
vorgestellt und erörtert (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1: Typen von Qualitätskonzepten

 prozessorientierte 
Ansätze

 inputorientierte 
Ansätze 

 outputorientierte 
 Ansätze

 teilnehmerschutz- und 
nachfragerorientierte 

Ansätze
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1.1 Inputorientierte Ansätze

Die historischen Wurzeln der inputorientierten Ansätze der Qualitätssicherung liegen
in den von der Edding-Kommission 1974 veröffentlichten Qualitätsmodellen (Input-
und Output-Modell), mit denen sie zum einen die inputbezogenen Faktoren der Aus-
bildungsleistungen von Betrieben (z.B. Organisation, Technik, Intensität, Personal
und Methode), zum anderen die Qualifikationen der Auszubildenden zu bestimmen
und zu bewerten versuchte. Dem auch auf die Weiterbildung übertragenen Inputmo-
dell liegt dabei die Annahme zugrunde, dass die Qualität der Weiterbildung das Re-
sultat einer Reihe bestimmter Faktoren und deren Zusammenwirken ist. Indem diese
Faktoren bzw. ihre spezifischen Ausprägungen, wie z.B. die Qualifikation des Lehr-
personals, definiert werden, können bereits im Vorfeld einer Bildungsmaßnahme
Kriterien für deren Qualität festgelegt und überprüft werden. Diese Inputgrößen wur-
den, indem sie als Anforderungen an die Qualität von Angeboten und Anbietern for-
muliert wurden, als Mindeststandards verstanden.

Für diesen Qualitätssicherungsansatz gab es vor allem in den Bereichen der Weiter-
bildung Verwendung, wo es um die Vergabe finanzieller Mittel zur Förderung der
Weiterbildung ging:

� In der von der Bundesanstalt für Arbeit geförderten Weiterbildung war der Input-
ansatz bereits im Arbeitsförderungsgesetz von 1969 angelegt. Die Förderung ei-
ner Qualifizierung wurde davon abhängig gemacht, dass sie nach Dauer, Gestal-
tung des Lehrplans, Unterrichtsmethode sowie nach Ausbildung und Berufserfah-
rung des Leiters und der Lehrkräfte eines Anbieters eine erfolgreiche berufliche
Bildung erwarten lasse. Auf dieser Grundlage wurde erstmals 1976 ein „Instru-
mentarium zur Begutachtung beruflicher Erwachsenenbildungsmaßnahmen“ ent-
wickelt, das immer wieder aktualisiert und ausdifferenziert wurde. So wurde in
den „Grundsätzen zur Sicherung des Erfolges der Förderung der beruflichen
Fortbildung und Umschulung“ („FuU-Qualitätsstandards“) der Bundesanstalt für
Arbeit von 1989 nach maßnahme- und trägerbezogenen Qualitätskriterien unter-
schieden sowie Erfolgskriterien einbezogen. Der „Anforderungskatalog an Bil-
dungsträger und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung“, nach dem seit 1997
die Qualitätsprüfung vorgenommen wird, enthält schließlich auch Anforderungen
für eine systematische Selbstevaluation der Bildungsanbieter.

� Auch in den ländergesetzlichen Regelungen zur Förderung der Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung die seit den 70er Jahren in Kraft getreten sind, dominiert der
inputorientierte Qualitätssicherungsansatz. Die Anerkennung von Weiterbildungs-
einrichtungen, Grundlage für eine institutionelle finanzielle Förderung durch die
Länder, erfolgt nach festgelegten Qualitätskriterien wie z.B. den Qualifikations-
anforderungen an das pädagogische Personal (einschließlich dessen systemati-
scher Fortbildung). In den letzten Jahren werden die Inputelemente – wie in der
von der Bundesanstalt für Arbeit geförderten Weiterbildung – durch prozessorien-
tierte Anforderungen ergänzt.

� Auch Fernlehrgänge werden nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG)
von 1977 anhand von Inputgrößen geprüft und danach für den Vertrieb auf dem
Markt zugelassen. Im Unterschied zur von der Bundesanstalt für Arbeit geförder-
ten Weiterbildung sowie zu den ländergesetzlichen Regelungen geht es bei der
Qualitätsprüfung nicht um die Grundlage für eine finanzielle Förderung von An-
bietern und Angeboten, sondern um den Schutz des Verbrauchers bzw. Fernun-
terrichtsteilnehmers. Angesichts der Anfang der 70er Jahre verbreiteten Unserio-
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sität in der Branche wurde mit der staatlichen Zulassung auf einem überwiegend
privatwirtschaftlich organisierten Teilmarkt der Weiterbildung ein bis heute wirk-
sames „Markenzeichen“ für Qualität geschaffen, das einem „Pflicht“-Zertifikat
gleichkommt.

Von Anfang an war deutlich, dass sich der inputorientierte Qualitätsansatz nur auf
eine Qualitätsdimension beschränkte, weder die Dimensionen des Prozesses noch
des Erfolges in ihren unterschiedlichen Ausprägungen wurden berücksichtigt; auch
die Bedeutung der einzelnen Qualitätsfaktoren und ihr Zusammenwirken blieben un-
aufgeklärt. Solange empirische Befunde jedoch die Bedeutung von Inputgrößen, wie
z.B. die Qualifikation des Personals, nicht eindeutig relativieren (können), gehören
Inputgrößen zu einem pragmatisch arbeitenden Qualitätssicherungsansatz.

1.2 Outputorientierte Ansätze

Das ebenfalls von der Edding-Kommission entwickelte output-bezogene Qualitäts-
modell ist weder von der Kommission selbst noch von anderen auf die Weiterbildung
angewendet worden. Es bestehen nach wie vor erhebliche Defizite, die Qualität der
Weiterbildung empirisch zu erfassen und zu beschreiben. Dies gilt insbesondere für
die Verknüpfungen von Input und Output, z.B. in der Form, Lernergebnisse und Pra-
xiserfolge von Weiterbildungsteilnehmern in Bezug zu ihrer Eingangsqualifikation zu
setzen. In den outputorientierten Ansätzen der Qualitätssicherung dominieren als
Qualitätsmaßstäbe Aussagen und Ergebnisse zum Lernerfolg in der Form des Zu-
friedenheitserfolgs und des Prüfungserfolgs. Inwieweit andere Ziele der Weiterbil-
dung, wie z.B. der Vermittlungserfolg in Arbeit bei arbeitslosen Weiterbildungsteil-
nehmern, der langfristige Beschäftigungserfolg oder gar der Organisationserfolg auf
den Einfluss der Weiterbildung zurückgeführt werden können, ist ein bisher metho-
dologisch nicht bewältigtes Problem. Die empirisch wenig belegte Wirksamkeit des
organisierten Lernens in Weiterbildungsveranstaltungen hat nicht unwesentlich dazu
beigetragen, dass diese Weiterbildung als „Mythos“ kritisiert werden konnte.

Analog zur Erstausbildung im dualen System und dem schulisch organisierten Ler-
nen wurden seit den 70er Jahren der abschluss- und zertifikatsorientierten Weiterbil-
dung qualitätssichernde Funktionen zugeschrieben, zumal diese Weiterbildung in der
Regel die Inputgrößen aufweisen konnte, die „eine erfolgreiche Bildung erwarten las-
sen“ (s.o.).

Der individuelle Leistungsnachweis in einer Prüfung wurde so zum Qualitätsausweis
des Weiterbildungsangebots und seines Anbieters. Vor diesem Hintergrund entwi-
ckelte sich ein weites Spektrum von Zertifikaten, Zertifikatssystemen und Abschlüs-
sen in der Weiterbildung. Insbesondere den staatlichen und öffentlich-rechtlichen
Abschlüssen (geregelt nach den Schulgesetzen der Länder und nach den Bestim-
mungen des BBiG bzw. der HwO) wird zusammen mit ihrer Anerkennung und Ver-
wertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt eine die gesamte Weiterbildung und ihre Anbieter
betreffende qualitätssichernde Wirkung zuerkannt; dies gilt primär für die Fachschul-
abschlüsse der Länder (z.B. Techniker, Betriebswirt), die rund 200 Fortbildungsord-
nungen des Bundes (überwiegend Meisterabschlüsse) sowie die 2.500 Fortbildungs-
regelungen der Kammern mit ihren 477 (2001) Berufen.
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1.3 Prozessorientierte Ansätze

Anfang der 90er Jahre verlagerte sich der Schwerpunkt der Qualitätsdiskussion auf
prozessorientierte Verfahren und Instrumente. Qualitätsmanagementsysteme, die im
internationalen Rahmen entwickelt wurden und sich vor allem in Business-to-
Business-Beziehungen bewährt hatten, wurden auf den Bildungsbereich übertragen.
Im Mittelpunkt der Qualitätssicherung standen dabei Qualitätsmanagementsysteme
von Unternehmen bzw. Bildungsanbietern, die nach dem internationalen Normen-
komplex DIN EN ISO 9000 ff. durch spezielle Zertifizierungsstellen (z.B. Certqua)
zertifiziert werden können. Im Mittelpunkt der Qualitätssicherung steht � im Unter-
schied zu den an Standards orientierten Ansätzen � der Erstellungsprozess einer
Bildungsmaßnahme. Dabei sind die Ziele und Standards – je nach der Geschäftspo-
litik – von jedem Bildungsanbieter selbst gesetzt. Gegenstand der Zertifizierung ist
ausschließlich das Qualitätsmanagement, das auf Konformität mit der Norm geprüft
wird. In der revidierten ISO-Norm von 2000 sind es vor allem vier Hauptpunkte, die in
der Qualitätsnorm zu berücksichtigen sind: Verantwortung der Leitung; Management
der Mittel; Produkte und Dienstleistungen realisieren; Messung, Analyse und Verbes-
serung. In dieser Fassung bietet die ISO-Norm verbesserte Anknüpfungsmöglich-
keiten zu anderen Qualitätskonzepten wie z.B. dem „Total Quality Management“
(TQM) oder den Quality Awards.

Von daher werden die Qualitätsmanagementansätze immer stärker Teil von umfas-
senden Organisationsentwicklungsstrategien und Unternehmenskonzepten. Total
Quality Management ist beispielsweise weniger ein spezielles Qualitätsicherungs-
verfahren, sondern eine breit angelegte Strategie, mit deren Hilfe alle Mitarbeiter/-
innen für ein unternehmensweites Organisationsentwicklungs- und Qualitätskonzept
motiviert werden sollen. Dass im Rahmen eines solchen Konzeptes auch eine Zertifi-
zierung nach ISO verfolgt wird, ist in der Praxis durchaus naheliegend.

Auf der Linie, Qualitätsmanagementsysteme und Organisationsentwicklungsaktivitä-
ten bei Unternehmen und Bildungsanbietern zu forcieren, liegen auch die Anreiz-
systeme in Form von Qualitätspreisen, die darüber hinaus die internationale Dimen-
sion der Qualitätsdiskussion verdeutlichen. Dazu gehören vor allem der Malcolm
Baldridge National Quality Award (MBNQA) in den USA und der European Quality
Award (EQA) in Europa.

Insgesamt stehen die zuletzt genannten Qualitätsmanagementansätze für die an-
spruchsvolle und zukunftsträchtige Alternative bei der prozessorientierten Qualitäts-
sicherung. Zugleich gab und gibt es bei der ISO-Zertifizierung aber auch die realisti-
sche Gefahr einer „Plakettensicherung“, die den Anspruch der Qualitätssicherung
unterläuft.

1.4 Teilnehmerschutz - bzw. nachfragerorientierte Ansätze

Einerseits ist der Teilnehmer- und Verbraucherschutz mit der Qualitätssicherung der
Weiterbildung eng verbunden und kann mit dem Fernunterrichtsschutzgesetz von
1977 und mit dem vorangegangenen freiwilligen Gütesiegel für Fernlehrgänge des
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Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung auf eine lange Tradition zurückblicken.
Andererseits zeigt die Entwicklung der Qualitätsdiskussion der letzten 30 Jahren,
dass Anbieter und Anbieterbelange im Mittelpunkt des Interesses stehen. Teilneh-
merschutz- und nachfragerorientierte Qualitätssicherung treten in der Weiterbildung
nicht zuletzt deshalb in den Hintergrund, weil das Segment der marktmäßig organi-
sierten und überwiegend individuell finanzierten Weiterbildung quantitativ relativ klein
ist; die Interessen der institutionellen Großnachfrager Bundesanstalt für Arbeit einer-
seits und den Unternehmen andererseits dominieren in den anderen Teilsystemen
der Weiterbildung.

Im Rückblick sind es deshalb vor allem zwei Einsatzfelder, auf denen teilnehmer-
bzw. verbraucherschutzorientierte Ansätze der Qualitätssicherung praktiziert wurden:
In einem ersten Feld geht es, wie beim FernUSG, um staatliche Qualitätskontrollen
auf Gebieten, in denen die unseriösen Praktiken der Anbieter zugunsten der infor-
mierten Nachfrager eingedämmt werden mussten. Angesichts des Ausmaßes des
Missbrauchs vor 1977 war dieses gesetzliche Mittel der Qualitätssicherung sicherlich
gerechtfertigt. Spätere Initiativen zu einer staatlichen Teilnehmerschutzgesetzgebung
wurden hingegen durch privatwirtschaftliche Lösungen aufgefangen. Die Gründung
der Hamburger Gütesiegelvereinigung Weiterbildung Hamburg e.V. war nicht zuletzt
die Antwort auf geplante staatliche Eingriffe durch ein Teilnehmerschutzgesetz.

Ein zweites Aktivitätsfeld für eine verbraucherorientierte Qualitätssicherung ist vor
allem in den Weiterbildungsadressaten zu sehen, die durch Checklisten und Ratge-
ber in die Lage versetzt werden können, eigeninitiativ und eigenständig eine ihren
Zielen entsprechende Weiterbildung auszuwählen. Mit diesem Ziel wurde z.B. 1992
vom BIBB die Checkliste „Qualität beruflicher Weiterbildung“ entwickelt und mit gro-
ßer Resonanz vertrieben. Inzwischen liegen für eine Reihe von Angebotssegmenten
und Zielgruppen vergleichbare Checklisten für die individuellen Nutzer vor (z.B. DIE,
DIHT, Hamburg, Schleswig-Holstein).

Die Herausgabe solcher Checklisten für die Auswahl von Anbietern und Angeboten
durch potentielle Teilnehmer/-innen hat inzwischen deutlich gemacht, dass deren
Nutzung nur erfolgreich ist, wenn Infrastruktureinrichtungen vorhanden sind, die das
Angebot einerseits durch Datenbanken transparent machen und zum anderen mit
Hilfe von Beratung weiter aufbereiten. Während der Ausbau von Weiterbildungsda-
tenbanken (insbesondere die Datenbank Kurs der Bundesanstalt für Arbeit) weit fort-
geschritten ist, blieb die persönliche Beratung bis heute relativ defizitär. In der Kon-
sequenz dieser Ansätze zur Qualitätssicherung lagen deshalb die zwischen 1992
und 1995 durchgeführten vergleichenden Weiterbildungstests der Stiftung Warentest.
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2. Aktuelle Strukturen und Trends

Als sich zu Beginn der neunziger Jahre in der Weiterbildung die Qualitätsdebatte in-
tensivierte, glaubten viele Akteure, dass diese Diskussion nur eine Modeerscheinung
wäre. Sie haben sich geirrt: Das Thema ist auch heute – mehr als zehn Jahre später
- noch von großer bildungspolitischer und wissenschaftlicher Aktualität, wie einschlä-
gige Neuveröffentlichungen beweisen. Auch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung hat 2001 eine Initiative für mehr Transparenz und Qualität in der berufli-
chen Weiterbildung gestartet.

Nachdem nun zwischenzeitlich die Fixierung der Qualitätsdebatte auf die ISO 9000
gelöst ist, kommen auch verstärkt andere Qualitätskonzepte ins Blickfeld. Die Wei-
terbildungseinrichtungen haben die Chance, aus einem breiten Spektrum von Kon-
zepten jenes auszuwählen, das den eigenen Bedürfnissen und Möglichkeiten am
besten entspricht.

2.1 Aktuell prägende Qualitätskonzepte

Die Einrichtungen setzen in ihrer Mehrzahl auf „hausgemachte“ Konzepte, andere
kombinieren die einrichtungsspezifischen Vorgehensweisen mit standardisierten
Verfahren. Insgesamt herrscht eher Pragmatismus im Vorgehen, ein Sich-
Herantasten an die beste Lösung ohne Rücksicht auf die „Reinheit der Lehre“, die in
der Anfangsphase der Qualitätsdebatte noch so bestimmend war.

Die zur Zeit diskutierten Qualitätskonzepte lassen sich grob in zwei Gruppen eintei-
len: zum einen solche, die von den Einrichtungen selbst entwickelt und umgesetzt
werden, die also auf dem Prinzip der Selbstevaluation beruhen, zum anderen solche,
die von Dritten konzipiert und eingesetzt werden, also auf einer externen Evaluation
beruhen.

Selbstevaluative Qualitätskonzepte werden natürlich von den sonst am Markt befind-
lichen Qualitätskonzepten inhaltlich und methodisch beeinflusst. Die Einrichtungen
benutzen sie als Impuls- und Ideengeber bei der Entwicklung ihrer „hausgemachten“
Qualitätsstrategie. So tragen viele Hausstrategien deutlich den Stempel gängiger
Konzepte wie ISO oder dem EFQM-Modell. Hinzuweisen ist an dieser Stelle auf den
Umstand, dass viele Selbstevaluationsansätze methodisch und inhaltlich durch einen
Einrichtungsverband oder ähnliches gestützt werden.

Bei den fremdevaluativen Konzepten lassen sich drei Gruppen unterscheiden:
� Qualitätsverbünde wie das Hamburger Modell, der Qualitätsverbund Siegen-Olpe-

Wittgenstein oder der Wuppertaler Kreis
� Wettbewerbe wie der Malcolm Baldrige National Quality Award, der European

Quality Award oder der Ludwig-Erhard-Preis
� Zertifizierungsansätze wie ISO 9000 oder das CEDEO-Modell (aus den Nieder-

landen).
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Aus der Vielzahl der zur Zeit erörterten Qualitätskonzepte ragen zwei heraus, weil sie
von einem großen Teil der Einrichtungen als Orientierungslinie oder sogar als hand-
lungsleitende Vorgabe akzeptiert werden: die Normenreihe DIN EN ISO 9000 ff. und
das EFQM-Modell. Die aktuelle Qualitätsdiskussion bewegt sich im magischen Drei-
eck zwischen ISO 9000 – EFQM – Selbstevaluation (vgl. Abbildung 2).

2.2 Neuere Ansätze der Qualitätsentwicklung

In den letzten Jahren sind neben den drei genannten Konzepten und verschiedenen
Projekten, die auf die Übertragung der ISO und des EFQM-Modells auf den Weiter-
bildungsbereich ausgerichtet waren, weitere Ansätze entwickelt und modellhaft er-
probt worden. Zu nennen sind im besonderen zwei, die die Qualitätsdiskussion aktu-
ell und in den nächsten Jahren maßgeblich prägen werden: die Weiterbildungstests
einer künftigen Stiftung Bildungstest und die lernerorientierte Qualitätstestierung.

Stiftung Bildungstest

Die Zentrierung der Qualitätsdiskussion auf die Einrichtungen und die vernachläs-
sigte Verbraucherschutzsicht haben dazu beigetragen, dass eine vor Jahren ent-
standene Idee nunmehr umgesetzt wird: die Stiftung Bildungstest. Im Dezember
2001 legte die Stiftung Warentest eine Machbarkeitsstudie vor, in der empfohlen

Abbildung 2: Dreieck der Qualitätsdiskussion

 SELBSTEVALUATION  ISO  9000 

 EFQM 
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wird, vorerst in einer Abteilung der Stiftung Warentest die bisherigen Bildungstestak-
tivitäten der Stiftung zu bündeln. Diesem Vorschlag folgte das Bildungsministerium
im Januar 2002 und setzte ihn im Herbst 2002 praktisch um.

Sie soll ähnlich wie die Stiftung Warentest stichprobenartig und verdeckt Weiterbil-
dungsveranstaltungen überprüfen und so – quasi als "Stachel im Fleisch" – die Qua-
litätsentwicklung bei den Einrichtungen forcieren. Darüber hinaus sollen die Testbe-
richte die Teilnehmenden an Weiterbildung sensibel machen für neuralgische Punkte
der Veranstaltungsdurchführung, sollen als eine Art Checkliste dienen und zeigen,
welche rechtlichen Möglichkeiten im Falle von Qualitätsmängeln ausgeschöpft wer-
den können. Mit der geplanten Verstetigung dieses Instruments im Rahmen einer
künftigen Stiftung Bildungstest werden kurzfristig empirisch fundierte Entscheidungs-
hilfen für Weiterbildungsnutzer verfügbar. Wichtiger sind jedoch die langfristig zu er-
wartenden Wirkungen von Weiterbildungstests: eine nachhaltige Stärkung des
Nachfrager- und Nutzerverhaltens sowie Anbieter, die sich im Sinne lernender Orga-
nisationen die von der Stiftung entwickelten Qualitätsmaßstäbe zu eigen machen.

Doch der Ansatz einer Stiftung Bildungstest stößt auch an Grenzen, wie die Anfang
der neunziger Jahre durchgeführten Probeläufe der Stiftung Warentest und auch
aktuell durchgeführte Tests anderer Einrichtungen zeigen. Der Fokus bei den Tests
liegt auf solchen Aspekten des Weiterbildungsgeschehens, die sichtbar und prüfbar
und im Zweifelsfall gerichtsverwertbar sind. Zudem ist zu bedenken, dass der Erfolg
oder Misserfolg von Weiterbildungsmaßnahmen in hohem Maße auch vom Engage-
ment der Teilnehmenden abhängt.

Lernerorientierte Qualitätstestierung

In Deutschland ist im Rahmen des BLK-Modellversuchs „Lernerorientierte Qualitäts-
testierung in Weiterbildungsnetzwerken“ ein ähnliches Verfahren wie eduQua in der
Schweiz entwickelt worden. Es versteht sich als Pilotprojekt, um die inhaltlichen Vor-
aussetzungen und den prozeduralen Rahmen eines bundesweiten, einheitlichen und
trägerübergreifenden Qualitätsentwicklungs- und Testierungsverfahrens zu schaffen.
Seit Juni 2001 läuft die zweite Phase des BLK-Modellversuchs, in der in ausgewähl-
ten Einrichtungen die Qualitätsentwicklung angeleitet und evaluiert sowie bei Erfolg
testiert wird.

Nach dem Modell werden die Beschäftigten Promotoren ihrer eigenen Qualitätsent-
wicklung, wobei das Ergebnis durch die externe Testierung ausgewiesen und bestä-
tigt wird. Das Modell basiert auf zwölf obligatorischen Qualitätsbereichen:
� Leitbild,
� Bedarfsanalyse,
� Evaluation der Bildungsprozesse,
� Qualität des Lehrens,
� Qualität der Lerninfrastruktur,
� Zentrale Prozesse,
� Führung/Leitung/Entscheidung,
� Personalentwicklung,
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� Controlling,
� Geschäftsbedingungen und Kundenkommunikation,
� Angebotsinformation,
� Strategische Entwicklungsziele.

Diese Bereiche werden in einer Arbeitshilfe beschrieben, Mindestanforderungen sind
formuliert, Nachweismöglichkeiten aufgeführt und der Grad der Erfüllung wird darin
dokumentiert. Die einzelne Einrichtung verfügt im Rahmen der Mindestanforderun-
gen über einen Gestaltungsspielraum, um die eigenen Qualitätsmaßstäbe setzen zu
können.

Die externe Begutachtung erfolgt jeweils durch zwei Gutachter (ausgebildet und un-
abhängig) auf der Grundlage der zwölf Qualitätsbereiche und ihrer Mindestanforde-
rungen. Basis für die Evaluation ist ein Selbstreport der Einrichtungen. Zum Ab-
schluss werden strategische Entwicklungsziele für die nächste Qualitätsentwick-
lungsperiode vereinbart. Nach Abschluss des Verfahrens erhalten die Einrichtungen
ein Logo und eine künstlerisch gestaltete Keramikfliese, die die erfolgreiche Teilnah-
me dokumentieren und ein Marketing unterstützen.

Das vorgelegte Modell ist nach Einschätzung der Initiatoren, „in seinem Wesen kein
Prüfverfahren, sondern ein Organisationsentwicklungsmodell. Es soll dazu beitragen,
in den Organisationen schlummernde Kräfte zu erkennen und freizusetzen. Zweck
des Qualitätsentwicklungsverfahrens ist es, die Weiterbildungseinrichtungen zu befä-
higen, organisationale Lernprozesse selbstgesteuert zu vollziehen“.

2.3 Empirische Befunde zum Stand der Qualitätsentwicklung bei Einrichtungen

Neben diesen theoretisch-konzeptionellen Betrachtungen der Qualitätspolitik gibt es
seit Kurzem einen empirischen Befund zum Thema. Das BIBB, das IES und Helmut
Kuwan Sozialwissenschaftliche Forschung und Beratung haben bei über 1500 Wei-
terbildungseinrichtungen in Deutschland per Telefonbefragung Aussagen zum The-
ma „Qualitätsentwicklung“ eingeholt. Einige zentrale Befunde werden im Folgenden
wiedergegeben.

Trends in der Qualitätsentwicklung

Etwa drei von vier befragten Einrichtungen glauben, dass sich die Qualität der Wei-
terbildung in den letzten drei Jahren deutlich verbessert hat. 29 % stimmen dieser
Aussage voll und ganz zu und 47 % stimmen ihr eher zu (vgl. Abbildung 3).

Darüber hinaus wird deutlich, dass die Mehrheit der Expertinnen und Experten mit
einer weiter wachsenden Bedeutung des Themas "Weiterbildungsqualität" rechnet.
Etwa neun von zehn Befragten glauben, dass die Qualitätsentwicklung in der Weiter-
bildung in den nächsten drei Jahren viel wichtiger (40 %) oder wichtiger (50 %) wer-
den wird (vgl. Tabelle 1). Die Einschätzungen zur zukünftigen Entwicklung verdeutli-
chen, dass durch die zuvor konstatierte deutliche Verbesserung der Weiterbildungs-
qualität in den letzten drei Jahren aus der Sicht der meisten Weiterbildungsanbieter
lediglich Zwischenziele erreicht worden sind.
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Tabelle 1: Allgemeine Einschätzungen zur Qualitätsentwicklung in
der Weiterbildung

(Basis: n = 1.496)

Prozent
Die Qualitätsentwicklung wird in den nächsten 3 Jahren
...

viel wichtiger werden 40
wichtiger werden 50
in etwa gleich bleiben 9
etwas unwichtiger werden 1
viel unwichtiger werden -
Summe 100

Quelle: CATI-Befragung des BIBB, ies und HK-Forschung 2002

In der Gesamtbewertung stimmen fast drei von vier Experten voll und ganz (38 %)
oder eher (35 %) der Aussage zu, dass die Qualitätsentwicklung in der Weiterbildung
erst am Anfang steht (vgl. Abbildung 3).

Abbildung 3: Einschätzungen zur Qualitätsentwicklung in der Weiterbildung
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           (n1 = 1.464, n2 = 1.481); Anteilswerte in %

Quelle: CATI-Befragung des BIBB, ies und HK-Forschung 2002
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Qualitätsansätze

In der Erhebung wurde auch danach gefragt, welche Ansätze zur Qualitätsentwick-
lung die Weiterbildungseinrichtungen verfolgen. Dabei konnten die Befragten auch
mehrere Ansätze nennen. In einer anschließenden Nachfrage erfolgte eine Priorisie-
rung, in der der wichtigste Ansatz angegeben werden sollte. Zusätzlich wurde eine
Frage nach der Zukunftsfähigkeit verschiedener Ansätze gestellt.

Wie Tabelle 2 zeigt, nennen etwa drei von vier Weiterbildungseinrichtungen die
Selbstevaluation als einen von ihnen derzeit verfolgten Ansatz. Damit wird diese
Vorgabe am häufigsten genannt. Mit deutlichem Abstand nimmt die ISO-
Zertifizierung mit 29 % den zweiten Rangplatz ein, gefolgt von Qualitäts- bzw. Güte-
siegeln (24 %), der Teilnahme an Wettbewerben (22 %) und EFQM (15 %).

Tabelle 2: Derzeit verfolgte Ansätze der Qualitätsentwicklung

(Mehrfachnennungen möglich); Basis: Alle befragten Weiterbildungseinrichtungen1)

Anteilswerte in %

Selbstevaluation 76
ISO-Zertifizierung 29
Qualitäts- bzw. Gütesiegel 24
Teilnahme an Wettbewerben 22
EFQM 15
Andere externe Evaluationen/Anerkennungen 4
Andere Zertifizierungen (z.B. von Herstellern) 3
Neuere, andere Qualitätsansätze 3
Sonstige Einzelnennungen 6

_____________________

1) Die Aktivitäten wurden nachträglich nach ihrer Häufigkeit geordnet.

Quelle: CATI-Befragung des BIBB, ies und HK-Forschung 2002

Am häufigsten bezeichnen die befragten Expertinnen und Experten Selbstevaluation
als den wichtigsten Ansatz der Qualitätsentwicklung in der eigenen Einrichtung. Et-
was mehr als jeder zweite Weiterbildungsanbieter (54 %) entscheidet sich in der Pri-
orisierung dafür. Auf dem zweiten Rangplatz folgt mit großem Abstand die ISO-
Zertifizierung, die etwa jeder sechste Befragte (18 %) als den wichtigsten Ansatz zur
Qualitätsentwicklung ansieht.

Wesentlich weniger Weiterbildungseinrichtungen entscheiden sich für EFQM und
Qualitäts- bzw. Gütesiegel (7 % bzw. 6 %) oder die Teilnahme an Wettbewerben
(3 %). Etwa jeder neunte Weiterbildungsanbieter befürwortet sonstige Ansätze.
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In der Befragung sind die Weiterbildungseinrichtungen auch danach gefragt worden,
welches Qualitätskonzept sich ihrer Meinung nach auf dem Weiterbildungsmarkt als
zukunftsfähig erweisen wird. Bei der Beantwortung dieser Frage waren Mehrfach-
nennungen zugelassen.

An erster Stelle der als zukunftsfähig eingeschätzten Ansätze steht die Selbstevalua-
tion, die etwa jeder Zweite hier nennt. Der Anteilswert liegt bei 51 %. Jeweils etwas
mehr als jeder dritte Befragte gibt die ISO-Zertifizierung (38 %) oder Qualitäts- bzw.
Gütesiegel (35 %) an. EFQM benennt etwa jeder Fünfte als zukunftsfähigen Ansatz
der Qualitätsentwicklung, und etwa jeder sechste Befragte (18 %) gibt die Teilnahme
an Wettbewerben an.

Abbildung 4: Wichtigster Ansatz  zur Qualitätsentwicklung für die eigene
                       Weiterbildungseinrichtung
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Quelle: CATI-Befragung des BIBB, ies und HK-Forschung 2002
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Wie Abbildung 5 zeigt, lassen drei Ansätze bisher ungenutzte Potenziale erkennen,
weil sie häufiger als zukunftsfähig eingestuft werden, als es ihrer derzeitigen
Verbreitung entspricht. Dabei handelt es sich in erster Linie um Qualitäts- bzw. Güte-
siegel (Differenz plus 11 Prozentpunkte) und die ISO-Zertifizierung (plus neun Pro-
zentpunkte), aber auch um das EFQM-Modell (plus sechs Prozentpunkte). Einen
leichten Rückgang verzeichnet dagegen die Teilnahme an Wettbewerben (minus vier
Prozentpunkte). Ganz besonders deutlich fällt der Rückgang für die Selbstevaluation
aus (Differenz: minus 25 Prozentpunkte). Der Anteil der Weiterbildungsanbieter, die
dieses Verfahren für zukunftsfähig halten, liegt also wesentlich niedriger als der An-
teil derer, die es derzeit anwenden.

Vor allem das letztgenannte Ergebnis erscheint bemerkenswert. Offenbar gibt es ei-
ne nennenswerte Gruppe von Weiterbildungsanbietern, die derzeit Selbstevaluation
praktiziert, aber das Verfahren nicht für zukunftsfähig hält. Hierin kommt eine kriti-
sche Haltung gegenüber diesem Konzept zum Ausdruck, die auf eigenen Erfahrun-
gen beruht. Andererseits hält jedoch eine wesentlich größere Gruppe von Anbietern
das Konzept für zukunftsfähig.

Abbildung 5: Wie zukunftsfähig ist die eigene Praxis?
                       Praktizierte Ansätze und  Einschätzungen zu ihrer Zukunftsfähigkeit
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2.4 Entwicklungslinien

Der (Rück-)Blick auf die Qualitätsdiskussion in der Weiterbildung zeigt folgende Ent-
wicklungslinien:
� In allen Teilbereichen der Weiterbildung sind Fragen der Qualitätssicherung zu

Kernaufgaben der Bildungsarbeit geworden, wobei sich die Aufgaben zur Quali-
tätsentwicklung hin erweitert haben.

� Angesichts der Vielfalt der Qualitätssicherungsansätze ist deutlich geworden,
dass es keinen gesellschaftlichen Konsens darüber gibt, was „gute“ Qualität einer
Weiterbildung bedeutet und wie sie sich operationalisieren und messen lässt.

� Qualitätsvorstellungen und -standards der Anbieter sind interessengeleitet, und
die Nutzer und Kunden können nicht davon ausgehen, dass ihre Interessen in
den Bildungsangeboten voll berücksichtigt werden.

� Prozessorientierte Ansätze lassen sich nicht gegen standardsichernde Ansätze
ausspielen, es gibt vielmehr einen Trend zu integrierten Ansätzen der Qualitäts-
entwicklung, die sowohl Standards sichern als auch Gestaltungsaufgaben über-
nehmen.

� Nutzer- und nachfragerorientierte Aspekte gewinnen in der Diskussion an Be-
deutung; der wachsende Stellenwert von Eigenverantwortung und individueller I-
nitiative in der Bildungsrefomdebatte liefert den Rahmen für diese Entwicklung.

� Nach wie vor liegen Defizite von Qualitätssicherungs- und -entwicklungsansätzen
in der Evaluationspraxis der Anbieter. Es dominiert die Selbstevaluation, deren
Ansätze bei den Anbietern z.T. wenig profiliert sind. Aussagen über den Erfolg
beziehen sich in der Regel nur auf den Zufriedenheits- und den Prüfungserfolg.
Qualität von Weiterbildung im Sinne einer Verwertbarkeit des Gelernten (z.B. in
der Arbeitssituation) durch die Teilnehmenden ist bisher kaum ein Thema der
Qualitätssicherungsdiskussion.
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3. Vor- und Nachteile von Qualitätskonzepten

Im Folgenden werden für die drei wichtigsten Qualitätskonzepte (vgl. auch Abbildung
2) die Vor- und Nachteile benannt, um auf diesem Wege Anhaltspunkte zur Beurtei-
lung von Qualitätskonzepten zu gewinnen. Diese können dann bei der Suche nach
neuen Lösungen als Konstruktionsprinzipien dienen und bei vorliegenden Konzepten
als Maßstab.

3.1 DIN EN ISO 9000 ff.

Die Normenreihe DIN EN ISO 9000 ff. hat lange Zeit der Qualitätsdiskussion in der
Weiterbildung ihren Stempel aufgedrückt. Sie war Ausgangspunkt und Anlass für
viele Kontroversen und Missverständnisse. Inzwischen sind ca. 2000 Bildungsein-
richtungen nach ISO 9001 zertifiziert, viele weitere Einrichtungen stehen kurz vor der
Zertifizierung. Dazu kommen vermutlich mehrere tausend Einrichtungen, die sich im
Rahmen ihrer Qualitätspolitik intensiv mit der ISO-Norm auseinandergesetzt haben.

Im Jahre 2000 wurde die ISO-Norm als Reflex auf Praxiserfahrungen und Kritik ü-
berarbeitet. In der Forderungsnorm 9001:2000 stehen nunmehr die folgenden An-
sprüche:
� Formulierung einer Unternehmenspolitik, aus der Ziele abgeleitet werden müssen
� Einführung eines Prozessmanagements
� Vornahme von Zielvereinbarungen
� Management eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses
Damit hat die ISO 9000:2000 an Praxisrelevanz für die Weiterbildung gewonnen,
auch wenn die Struktur im übrigen im wesentlichen gegenüber der Fassung von
1994 unverändert geblieben ist.

Die kontrovers und vielfach polemisch geführte Diskussion hat ein wenig den Blick für
die Vorteile und Nachteile der ISO-Reihe verstellt. Nüchtern betrachtet ergeben sich
folgende Möglichkeiten und Grenzen. Zuerst die Möglichkeiten:

� Die ISO zwingt zur Positionierung in bezug auf Qualitätsfragen (Festlegung einer
Qualitätspolitik) und mobilisiert die Führungsverantwortung in diesem Feld.

� Die Zertifizierung bzw. die Vorbereitung der Zertifizierung erleichtert den Einstieg in
Prozesse der Organisationsentwicklung.

� Die ISO-Norm fördert das Denken in Kreislauf- bzw. Systemzusammenhängen
("Qualitätskreis"). Damit ist gemeint, dass Erfahrungen jeweils rückgekoppelt wer-
den und ggf. zu Veränderungen führen ("kontinuierlicher Verbesserungsprozess").

� Die ISO stellt auch eine Anspruchsgrundlage dar für die Beschäftigten der Weiterbil-
dungseinrichtung bzw. deren Interessenvertretung. Sehr konkret werden z.B. Per-
sonalentwicklung und Mitarbeiterfortbildung gefordert.
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� Die ISO sichert eine gewisse Verbindlichkeit bei der Qualitätssicherung und führt zu
Verfahrensstandardisierungen.

� Der äußere Druck der anstehenden Zertifizierung macht den Qualitätsentwicklungs-
prozess verbindlicher und senkt die Neigung zum vorzeitigen Abbruch.

Neben diesen und vielleicht noch weiteren Vorteilen birgt die Anwendung der ISO-
Norm auch Risiken. Es zeigt sich, dass selbst vorhandene Vorteile bei einer "Überinter-
pretation" in Nachteile umschlagen können. Im einzelnen sind zu nennen.

� Die ISO ist "inhaltsleer" und fast beliebig interpretierbar. Sie trifft keine Festlegung
zur Produktqualität, sondern beschreibt nur das Verfahren zur Sicherung der von
der Einrichtung/dem Betrieb festgelegten Qualitätsvorgaben.

� Sie kann als Marketinginstrument missbraucht werden, zur Vermittlung von "Quali-
tätssignalen", ohne dass substanziell Qualität "dahintersteht" ("Plakettensicherung").

� Sie ist "insiderorientiert", das heißt, nur Experten können aus den Qualitätsmanage-
menthandbuch herauslesen, welche "Qualitätsphilosophie" die einzelne Einrichtung
verfolgt. Für durchschnittliche Interessenten ist diese Analyse im Regelfall fachlich
und zeitlich nicht möglich.

� Die ISO neigt zur Verschriftlichung und Bürokratisierung von Vorgängen.

� Sie widerspricht zumindest zum Teil umfassenden Qualitätsansätzen wie TQM
(Total Quality Management), weil sie zur Überreglementierung führt und Verantwor-
tung verteilt, anstatt eine allseitige Verantwortung für Qualität zu definieren.

� Die ISO verabsolutiert die Kundenorientierung, indem sie die Wünsche der Kunden
als zu erfüllenden Standard setzt und so etwas wie professionellen Anspruch, Bil-
dungsauftrag oder Teilnehmerorientierung nicht gelten lässt.

� Und zudem ist die ISO teuer, weil die Zertifizierung und die Vorbereitung dazu
Kosten verursacht (Honorare für Unternehmensberater und Zertifizierer etc.).

Insgesamt zeigt sich, dass die ISO viele Verdienste beim Anschub der Qualitätsdiskus-
sion erworben hat, aber speziell für die Weiterbildung nicht das Verfahren der Wahl ist.
Sie ist zu sehr verfahrensorientiert und zu wenig pädagogisch.

3.2 EFQM

In den letzten Jahren wird verstärkt als Alternative zu anderen Qualitätskonzepten,
im besonderen zur Normenreihe ISO 9000 ff., die Einführung von Qualitätspreisen
diskutiert. Der wohl bekannteste dieser Preise ist der Malcolm Baldrige National
Quality Award (MBNQA), der seit über 15 Jahren vom US-Handelsministerium als
Instrument zur Prämierung von Bestleistungen herausgegeben wird. Eine Weiterent-
wicklung und Anpassung an europäische Gegebenheiten erfolgte durch die Europe-
an Foundation for Quality Management (EFQM), die mit dem European Quality A-
ward (EQA) einen europäischen Qualitätspreis kreierte.
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Der EQA gehört zu den Total-Quality-Management-Ansätzen, die ein Qualitätsver-
ständnis zugrundelegen, welches das ganze Unternehmen/die ganze Einrichtung
umfasst. Zentrale Zielsetzung ist die Bestleistung, die Marktführerschaft, zumindest
aber ein Spitzenplatz („Business Excellence“). Eine indikatoren- und kennziffernge-
stützte Selbstdiagnose („Self Assessment“) und der Vergleich mit anderen Unter-
nehmen („Benchmarking“) sind sie Schlüsselelemente des Verfahrens

Das EFQM-Modell bezieht neun Bereiche in die Analyse ein, die detailliert untersucht
und bewertet werden. Es handelt sich um Führung, Mitarbeiter, Politik und Stategie,
Partnerschaften und Ressourcen, Prozesse, Mitarbeiterergebnisse, Kundenergeb-
nisse, gesellschaftsbezogene Ergebnisse, Schlüsselleistungen.

Das EFQM-Modell erfreut sich zur Zeit großer Akzeptanz und wird von vielen Ein-
richtungen als Alternative zur Normenreihe DIN EN ISO 9000 ff. genutzt. Dies lässt
sich auf die überzeugenden Vorteile dieses Konzepts zurückführen:

� Es handelt sich um ein umfassendes Konzept, das alle Bereiche der Weiterbil-
dungseinrichtung einbezieht.

� Es verharrt nicht im Formalen, sondern strebt die Bestleistung an, will explizit
Spitzenprodukte und -dienstleistungen und kann somit als ambitioniertes Konzept
eingestuft werden.

� Es ist entwicklungsorientiert, weil die Durchführung die Selbstdiagnose und den
Vergleich mit den anderen Einrichtungen der Weiterbildungsszene verlangt.

� Es ist partipativ, weil es den Einbezug aller Beteiligtengruppen verlangt, also auch
die nebenberuflichen Kräfte, die Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
usw.

� Es erlaubt ein selektives Vorgehen, weil die Einrichtung selbst beschließt, welcher
Bereich als erstes durchleuchtet wird, in welchem Zeitrhythmus die Arbeiten statt-
finden und ob schließlich eine Teilnahme am Wettbewerb erfolgt.

� Es regt aufgrund seiner Vergleichsorientierung (Benchmarking), Konkurrenz und
Kooperation gleichermaßen an und gibt Impulse, über den Tellerrand der eigenen
Einrichtung hinauszuschauen und lernbereit zu sein.

� Es ist reflexiv angelegt, weil es Stärken und Schwächen benennt, weil es hand-
lungs- und vergleichsorientiert ist.

� Es ist wenig bürokratisch (z.B. im Vergleich zum ISO-Konzept) und eröffnet für
die einzelne Einrichtung größere Gestaltungsspielräume.

Es ist allerdings nicht zu verkennen, dass das EFQM-Modell auch Nachteile besitzt.
Zu nennen sind:

� Es ist relativ aufwendig – schon wegen des umfassenden Ansatzes – und kann
von daher als hochschwellig empfunden werden.
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� Die Komplexität des Ansatzes ist praktisch nicht ohne externe Beratung zu be-
wältigen.

� Als Selbstdiagnoseinstrument benutzt, besteht die Gefahr, dass die Anstrengun-
gen im Unverbindlichen versanden und der Prozess vorzeitig abgebrochen wird,
weil kein äußerer Druck besteht.

� Es verlangt zur Selbstdiagnose ausgebildete Assessoren, was die Anwendbarkeit
erschwert.

� Die Gewichtung der neun Elemente erscheint willkürlich.

� Das Basismodell ist nicht ohne weiteres auf die Weiterbildung übertragbar, so
dass Anpassungsarbeiten vorgenommen werden müssen.

3.3 Selbstevaluation

Als Kontrast zu den standardisierten Konzepten hat sich in den letzten Jahren die
Selbstevaluation als „großer Renner“ bei der Qualitätsentwicklung erwiesen. Die
Konjunktur dieses Konzept speist sich aus zwei sehr gegenläufigen Strömungen: Die
eine Gruppe der Befürworter sieht darin die Möglichkeit, maßgeschneidert Strukturen
und Abläufe zu schaffen, frei von externen Vorgaben, die andere Gruppe wittert die
Chance, über diesen Weg sich unverbindlich aus der Qualitätsverantwortung zu zie-
hen.

Zur Unterstützung der ersten Gruppe hat z.B. der Landesverband der Volkshoch-
schulen Niedersachsens ein Konzept der Selbstevaluation entwickelt, welches im
folgenden kurz vorgestellt werden soll.

Ausgangspunkt für die Selbstevaluation ist ein Fragenkatalog, der zu vier Bereichen
qualitätsrelevante Fragen aufwirft. Die Frageform ist vor allem deshalb gewählt wor-
den, um einen „sanften“ Einstieg in die Qualitätsdiskussion zu ermöglichen. Die Ein-
richtungen werden auf diesem Wege nicht mit Normen und Standards konfrontiert,
sondern mit problemerschließenden Fragen, die dennoch häufig implizit normativ und
direkt handlungsfordend sind.

Die Weiterbildungseinrichtung kann nun anhand solcher Fragen den Einstieg in den
Qualitätsentwicklungsprozess vornehmen, indem sie sich einzelne Fragen oder Fra-
genkomplexe vornimmt. In der Einführung zum Fragenkatalog  werden mehrere Vor-
schläge zum Umgang mit dem Instrumentarium gemacht:

� regelmäßige Bearbeitung einzelner Punkte des Fragenkatalogs in Arbeitssitzun-
gen

� eintägige Workshops mit externer Moderation, bei denen alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in die Thematik eingeführt werden

� Einrichtung von Qualitätszirkeln zu ausgewählten Fragekomplexen oder Themen
� gezielte Fortbildung zu einzelnen Problembereichen (z.B. Beschwerdemanage-

ment, prozessbegleitende Erfolgskontrolle)
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� zeitlich befristete Innovationsprojekte (z.B. Neugestaltung des Programmheftes,
Überarbeitung der Imagebroschüre)

� Erstellen eines Personalentwicklungskonzeptes mit einem Fortbildungsplan für
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Es lassen sich natürlich auch andere Einstiege in den Prozess vorstellen wie die
Vorgeschlagenen wie z.B.:

� Versammlung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
� Erstellen einer Stärken-Schwächen-Analyse
� wechselseitige Beratung der Mitarbeitenden untereinander.

Der Fragenkatalog ist also nicht systematisch abzuarbeiten, sondern stellt eine Art
„Steinbruch“ für Ideen und Initialzündungen dar. Er ist ein Angebot, keine Vorgabe.
Jede Einrichtung hat so die Chance, Schwerpunkte und Ablauf ihres Qualitätsent-
wicklungsprozesses frei zu wählen. Diese Flexibilität erleichtert natürlich auch die
Argumentation nach innen, indem Befürchtungen und Ängste im Hinblick auf eine
Überforderung und Überlastung der Strukturen zerstreut werden können.

Das Verfahren der Selbstevaluation hat sich in der Praxis weitgehend bewährt, wenn
auch – wie selbst die Initiatoren eingestehen – auch deutlich Grenzen zu erkennen
sind. Als Vorteile lassen sich festhalten:

� Die Selbstevaluation ermöglicht selbst für Einrichtungen einen Einstieg in die
Qualitätsdiskussion, die sich bisher mit derartigen Problemstellungen noch nicht
auseinandergesetzt haben.

� Sie bietet die Chance, den eigenen Weg der Qualitätsentwicklung zu finden und
zu begehen.

� Sie erzeugt Vielfalt und unterschiedliche Lösungswege und ist deshalb zumindest
kurzfristig ein Impulsgeber für innovative und kreative Lösungen besonders dann,
wenn sie eine Art Qualitätswettbewerb unter den Einrichtungen entfacht.

� Sie hat im Vergleich zu anderen Qualitätskonzepten eine hohe Akzeptanz bei den
Beschäftigten der Weiterbildungseinrichtung.

� Selbstevaluation betont den Zusammenhang von Qualitäts- und Organisations-
entwicklung und öffnet damit die Perspektive für eine ganzheitliche Sichtweise.

� Sie hat eine große Nähe in Begrifflichkeit und Struktur zum pädagogischen Den-
ken und bedarf nicht der Übersetzung aus einer anderen Denk- und Sprachwelt.

� Sie ist relativ kostengünstig.

Demgegenüber stehen auch gravierende Nachteile, die sich vor allem auch aus der
nun fast dreijährigen Praxis des niedersächsischen Modells ablesen lassen:
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� Die Selbstevaluation behindert die Entwicklung einrichtungsübergreifender Stan-
dards und Verfahren.

� Sie ist vorrangig nach innen gerichtet und liefert für die Kunden kein aussagekräf-
tiges Qualitätssignal.

� Sie kann – muss aber nicht – auf eine Außensicht (z.B. durch einen externen Be-
rater) verzichten, was unter normalen Umständen zu suboptimalen Ergebnissen
führt.

� Sie kann als Alibi missbraucht werden, um weitergehende Qualitätskonzepte ab-
zuwehren.

� Sie ist eher unverbindlich und unter Umständen auch „orientierungslos“.

Als Quintessenz dieses Pro und Kontra schält sich heraus, dass die Selbstevaluation
für den Einstieg in die Qualitätsdebatte bestens geeignet ist, dann aber der Struktu-
rierung und Einbindung bedarf.
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4. Weiterbildungsqualität im SGB III-Bereich

Die berufliche Fortbildung war Kernstück des im Jahre 1969 in Kraft getretenen Ar-
beitsförderungsgesetzes (AFG). Perspektive war eine „aktive Arbeitsmarktpolitik“,
welche das Entstehen von Erwerbslosigkeit präventiv verhindern wollte.  Unter sich
verändernden ökonomischen und arbeitsmarktlichen Rahmenbedingungen ist  Quali-
fizierung als arbeitsmarktpolitisches Instrument seither sehr unterschiedlich ange-
wendet worden. Die Förderungskonzepte und -strategien haben sich nicht zuletzt in
dem niedergeschlagen, was jeweils unter Weiterbildungsqualität verstanden wurde:
In den Instrumenten zur Qualitätssicherung wurden die Qualitätsvorstellungen opera-
tionalisiert.

4.1 Weiterbildung als arbeitsmarktpolitisches Instrument

Die erste Phase der Weiterbildungsförderung (von 1969-1975) ist durch einen prä-
ventiven Ansatz gekennzeichnet. Unter Weiterbildung wird im wesentlichen die Auf-
stiegsfortbildung verstanden, die an den im BBiG/HwO vorgesehenen öffentlich-
rechtlichen Abschlüssen orientiert (z.B. Meister) oder auf staatlich anerkannte Prü-
fungen (z.B. Techniker) ausgerichtet ist. Weiterbildungsqualität und ihre Sicherung
kann sich in dieser Phase auf die Berufs- bzw. Professionalisierungsstandards stüt-
zen, die durch staatliche bzw. öffentlich-rechtliche Abschlüsse angestrebt werden.
Ein weiteres Element der Qualitätssicherung in dieser Phase ist in der Eigeninitiative
der Teilnehmer zu sehen, bei denen es sich in der Regel um aufstiegsbewusste und
leistungsorientierte  Erwerbstätige handelt, die am Weiterbildungsmarkt als infor-
mierte Nachfrager auftreten, so dass die Nachfrage qualitätssichernde Funktionen
übernehmen kann. In der Folgezeit ist die finanzielle Förderung für dieses Segment
der Weiterbildung immer weiter reduziert worden. Konsequenterweise wurde diese
Weiterbildung schließlich mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) aus
der Arbeitsmarktförderung herausgelöst und in ein steuerfinanziertes Element des
Bildungssystems („Meister-Bafög“) überführt.

Aufgrund der negativen Arbeitsmarktentwicklung mit Massenarbeitslosigkeit kam es
seit 1975 zu einem grundsätzlichen Wechsel in der Weiterbildungsförderung: An die
Stelle des primär präventiven trat ein primär kurativer Förderungsansatz. Konkret
bedeutete das, der Schwerpunkt der Weiterbildungsförderung verlagerte sich weg
von einer abschlussorientierten langfristigen Aufstiegsfortbildung hin zu einer ar-
beitsmarktorientierten Anpassungsfortbildung mit Maßnahmen von relativ kurzer
Dauer (in der Regel zwischen vier und 12 Monaten), die überwiegend keinen staatli-
chen oder öffentlich-rechtlich anerkannten Abschluss aufwiesen. Von daher tat sich
eine „Ordnungslücke“ auf, die den ursprünglich engen Zusammenhang von Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) und AFG erheblich lockerte. Die Arbeitsämter wurden im
Rahmen ihrer Weiterbildungsförderung gezwungen, sich neu zu orientieren und Al-
ternativen zu den fehlenden Ordnungsmitteln zu finden, zu entwickeln bzw. von den
mit ihnen kooperierenden Weiterbildungsanbietern entwickeln zu lassen.

Vor diesem Hintergrund kam es zu erheblichen Unsicherheiten im Hinblick auf eine
einheitliche Beurteilung der angebotenen Weiterbildungsqualität durch die örtlichen
Arbeitsämter. Mit dem oben (siehe 1.1) bereits erwähnten „Instrumentarium zur Be-
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gutachtung beruflicher Erwachsenenbildungsmaßnahmen“, das vom Bundesinstitut
für Berufsbildung entwickelt worden ist und erstmals 1976 von den Arbeitsämtern
angewandt wurde. Im Sinne des seinerzeit dominierenden (Input-) Qualitätsansatzes
handelte es sich um ein Qualitätssicherungsinstrument, das primär Inputgrößen wie
Dauer, Unterrichtsmethode und die Qualifikation der Lehrkräfte abprüfte. Zur Cha-
rakterisierung der dabei erzielten Weiterbildungsqualität ist darauf hinzuweisen, dass
in der Praxis der Arbeitsämter kaum ein Angebot scheiterte. Außerdem verzichtete
die Bundesanstalt für Arbeit auf die im Instrument angelegte Möglichkeit, das Quali-
tätsniveau nach und nach anzuheben.

1989 wurde dieses Instrument durch die Fortbildungs- und Umschulungs-Qualitäts-
standards (FuU-Qualitätsstandards) ergänzt, die vor allem die Qualität der inzwi-
schen entstandenen Auftragsmaßnahmen der Arbeitsämter für Arbeitslose sichern
sollten. Vorangegangen war bereits damals eine massive Kritik an Qualitätsmängeln
der von der Bundesanstalt für Arbeit geförderten Weiterbildungsmaßnahmen. In ei-
nem Gutachten der Treuarbeit AG wurde seinerzeit  festgestellt, dass die Bundesan-
stalt für Arbeit weder ihre Gestaltungs- noch ihre Kontrollfunktionen in der Weiterbil-
dungsförderung ausreichend wahrnehme; die Maßnahmeträger selbst bestimmten
vielmehr Inhalt, Qualität und Kosten der Maßnahmen.

Bevor noch mit Hilfe der FuU-Qualitätsstandards diese „Selbstbedienungspraxis“ der
Anbieter gestoppt werden konnte, ergaben sich im Weiterbildungsboom nach der
Wiedervereinigung neue, mit den Qualitätsstandards alleine nicht zu bewältigende
Missstände. Wiederum wurde mit Unterstützung des BIBB ein weiteres Qualitätssi-
cherungsinstrument entwickelt. 1997 wurde ein bis heute gültiger „Anforderungska-
talog an Bildungsträger und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung“ von der
Bundesanstalt für Arbeit in Kraft gesetzt. Zugleich verzichtete die Bundesanstalt für
Arbeit darauf, von ihren Weiterbildungsanbietern eine Zertifizierung nach ISO 9000 ff.
zu verlangen. Das wesentliche, neue Element dieses Anforderungskatalogs sind
Auflagen an die Maßnahmeträger, den Erfolg ihrer Arbeit zu beobachten und selbst
zu evaluieren. Dabei werden der Abschlusserfolg und die Reintegrationsquote als die
wesentlichen Erfolgsindikatoren einer Bildungsmaßnahme angegeben; die Indikato-
ren werden jedoch nicht quantifiziert.

4.2 Das Dilemma der Weiterbildungsqualität im SGB III-Bereich

Obwohl Weiterbildungsqualität und ihre Sicherung im SGB III-Bereich auf eine lange
Tradition zurückblicken können, war Weiterbildungsqualität nie ein eigenständiges
Motiv der Weiterbildungsförderung durch die Bundesanstalt. Weiterbildung als ar-
beitsmarktpolitisches Instrument stand und steht unter der Maxime des „arbeits-
marktpolitisch Notwendigen“. Dabei haben Arbeitsmarktpolitik einerseits und Weiter-
bildungspolitik andererseits häufig unterschiedliche Auffassungen darüber, was das
„Notwendige“ ist,  um einen Teilnehmer erfolgreich (wieder-)einzugliedern. Notwen-
dig in arbeitsmarktpolitischer Perspektive ist in der Regel nur das, was kurzfristig zur
Reintegration führt. Bildungspolitische Zielsetzungen und Erfolgskategorien sind hin-
gegen weiter gespannt: Es geht um längerfristige  weiterbildungsadäquate Beschäf-
tigung, die möglichst durch Abschlussqualifikationen zu sichern sind, um ihre ar-
beitsmarktpolitische Verwertbarkeit und  Bedeutung relativ lange zu erhalten.  Dies
gilt insbesondere bei Maßnahmen für schwer integrierbare Zielgruppen (z.B. Lang-
zeitarbeitslose).  Notwendig bei zielgruppen-adäquaten Qualifizierungskonzepten
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sind aus bildungspolitischer Perspektive z.B. ganzheitliche Maßnahmekonzepte im
Sinne einer Integration von beruflichen und allgemeinen Kompetenzen, anerkannte
Abschlüsse, Betreuungs- und Beratungsaufwand.

In der bisherigen Weiterbildungsförderung kam es vor diesem Hintergrund – abhän-
gig von der jeweiligen Haushaltslage der Bundesanstalt für Arbeit – immer wieder zu
wechselnden Förderungsstrategien: Wird zum einen das „arbeitsmarktpolitisch Not-
wendige“ zur alleinigen Maxime für die Qualität der geförderten Weiterbildung, kann
diese in vielen Fällen kontraproduktiv werden, zumal für die Teilnehmer häufig nicht
transparent ist, inwieweit das arbeitsmarkt-politisch Notwendige mit den Anforderun-
gen an den betrieblichen Arbeitsplätzen übereinstimmt.  Diese Art der Qualitätsbe-
stimmung kann an den Interessen der Teilnehmenden erheblich vorbei gehen;
Sparsamkeit schlägt dann in Ineffizienz um.

Zum anderen kann Weiterbildung als arbeitsmarktpolitisches Instrument diskreditiert
werden, wenn sie unspezifisch als Allheilmittel gegen Arbeitsmarktprobleme einge-
setzt wird.  Hoher finanzieller Aufwand und Lernanstrengungen der Teilnehmer ste-
hen dann in keinem Verhältnis zu den arbeitsmarktpolitischen Erfolgen.

Weiterbildungsqualität im SGB III-Bereich steht vor einem schwer lösbaren Dilemma,
das durch die in das Gesetz eingebauten doppelten, z.T. sich widersprechenden
Zielsetzungen – weiterbildungspolitische vs. arbeitsmarktpolitische – entsteht.  Ori-
entiert sich die Weiterbildungsförderung und ihr Qualitätsverständnis an Erfolgskate-
gorien, wie z.B. geringe Abbruchzahlen und hoher Eingliederungsquote in Arbeit,
möglichst in unbefristete und dauerhafte Beschäftigung, dann kommt es nahezu
zwangsläufig zu Bestenauslese und Vernachlässigung von Risikogruppen;  alle em-
pirischen Untersuchungen haben bisher gezeigt, dass die Eingliederungsergebnisse
in Arbeit umso schlechter sind, je höher der Anteil an Risikogruppen an den Teilneh-
menden ist.

Wird hingegen den eher „weichen“ Qualitätsmerkmalen (z.B. Input- und Durchfüh-
rungskriterien) auf Kosten der „harten“ Erfolgsmerkmale mehr Bedeutung einge-
räumt, gerät die Eingliederung in Arbeit, das eigentliche Ziel der Weiterbildungsförde-
rung, allzu leicht aus dem Blickfeld.  Je stärker man eines der beiden Ziele betont,
desto weniger wird das andere erreicht.

Ausdruck dieses Dilemmas der Weiterbildungsförderung ist die Vorgabe von quanti-
tativen Wiedereingliederungsquoten  bei Weiterbildungsabsolventen.  Mitte der 90er
Jahre wurde noch davon ausgegangen, dass  diese Quote sechs Monate nach Ab-
schluss der Weiterbildungsmaßnahmen bei 50 % der Teilnehmenden liegen sollte.
Die jetzt erfolgte Heraufsetzung der „prognostizierten Verbleibquote“ auf mindestens
70 % zeigt deutlich, in welche Richtung die oberste Qualitätsnorm im SGB III-Bereich
verändert wurde. Die Vorgabe solcher Quoten setzt – wenn es sich nicht um eine
„Versuch-Irrtum-Politik“ handeln soll – eine präzise Kenntnis der möglichen Folgen
und Nebenfolgen für die Akteure und Strukturen der Weiterbildung voraus. Evaluie-
rungsstudien, deren Ergebnisse eine empirische Fundierung und Differenzierung sol-
cher Folgen leisten könnten, wurden jedoch bisher nicht in nennenswertem Umfang
durchgeführt.

Der kurze Überblick über die Weiterbildungsqualität im SGB III-Bereich zeigt Ansprü-
che aber auch Grenzen für ein Handlungskonzept in diesem Weiterbildungssegment
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auf. Je nach dem, welche Qualitätskriterien zugrunde gelegt werden, ergeben sich
sowohl Folgen für den Umfang des Teilnehmerkreises als auch für das finanzielle
Volumen der Förderung.

Zu den Anforderungen an ein Handlungskonzept im SGB III-Bereich gehört deshalb,
dass es nicht isoliert gesehen und gestaltet werden kann. So bedeutsam die von der
Bundesanstalt für Arbeit geförderte Weiterbildung auch ist, sie ist ein Bestandteil ei-
nes Systems des lebenslangen Lernens und damit anschlussfähig für andere Seg-
mente der Weiterbildung, wie z.B. für die betriebliche Weiterbildung oder die AFBG-
geförderte Weiterbildung. In einem solchen Rahmen ist es z.B. möglich, auch für
Qualitätsaspekte offen zu sein, die nicht nur dem Eingliederungskriterium folgen, so-
wie die kurzfristige Wiedereingliederung mit langfristiger Beschäftigungsfähigkeit zu
verbinden. Das heißt, die Grenzen des arbeitsmarktpolitischen Instruments Weiter-
bildung werden zugleich mit neuen Qualifizierungsperspektiven und -chancen über-
schritten:

� Im Rahmen der betrieblichen Weiterbildung geht es vor allem um die Nutzung
arbeitsnaher bzw. tätigkeitsintegrierter Lernformen; die informell im Arbeitspro-
zess erworbenen Kompetenzen können dabei nach dem Modell der IT-
Weiterbildung zertifiziert werden.

� Über modulare Qualifizierungsstrukturen ergeben sich auch im zum Teil steuerfi-
nanzierten Segment der Aufstiegsfortbildung nach dem AFBG Chancen, den indi-
viduellen  Qualifizierungsprozess mit dem Erwerb arbeitsmarktverwertbarer Ab-
schlüsse fortzusetzen.

� Schließlich, aber nicht zuletzt ist das Feld der Weiterbildung als arbeitsmarktpoli-
tisches Instrument, das durch die sich abzeichnende „Konzentration“ auf vermitt-
lungsnahe Qualifizierung stark reduziert wird, im Hinblick auf Verantwortlichkeiten
und Finanzierungsmodalitäten neu zu ordnen. Weiterbildung als Arbeitsmarktin-
strument ist nicht damit schon obsolet geworden, dass die Bundesanstalt für Ar-
beit nicht mehr fördert: Qualifizierungsdefizite als Hindernis für Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungsfähigkeit bestehen bei den arbeitsmarktlichen Risikogruppen (oh-
ne Berufsabschluss) unvermindert weiter.
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5. Bestimmungen im Ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt – Konsequenzen und Folgerungen

Mit dem Gesetz, das am 1. Januar 2003 in Kraft getreten ist, wird ausdrücklich eine
„Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung“ verfolgt. Allerdings lassen die Be-
stimmungen der §§ 77-86 zur Neufassung des Sechsten Abschnitts „Förderung der
beruflichen Weiterbildung“ die Durchführung weitgehend offen und erfordern die Um-
setzung in einer entsprechenden Rechtverordnung.

Nichtsdestoweniger sind auch für Fragen der Qualität einige Grundsatzentscheidun-
gen getroffen worden, welche zunächst festliegende Vorgaben bilden: Gemäss § 77
(neu) können Arbeitnehmer gefördert werden, wenn „4. die Maßnahme und der Trä-
ger für die Förderung zugelassen sind“. Es wird also ein doppeltes Zulassungsver-
fahren festgelegt: Geregelt werden in § 84 „Anforderungen an Träger“ und in § 85
„Anforderungen an Maßnahmen“.

Diese Verfahren werden aus dem Zuständigkeitsbereich der Arbeitsämter herausge-
nommen und „fachkundigen Stellen“ übertragen. Diese Auslagerung ist nach der
langjährigen Kritik am bisherigen Prüfverfahren nachvollziehbar. Verbesserung und
Sicherung der Qualität der beruflichen Weiterbildung waren schon lange eine der
zentralen Forderungen für die Reform des SGB III. Gleichzeitig werden diejenigen
Vorschläge wie die in der Initiative für ein Bundesrahmengesetz von GEW, IGM und
ver.di, welche noch auf eine Reformierbarkeit der FuU - Ausschüsse setzten, nicht
weiterverfolgt. Daraus ergibt sich die zentrale Problematik der Zuständigkeit und des
Verfahrensablaufs bei solchen externen Institutionen. Es muss der Argumentation
vorgebeugt werden, hier werde eine neue Bürokratie aufgebaut.

Die Neuregelungen müssen geprüft werden vor dem Hintergrund der langfristigen
Ziele von Weiterbildung sowie der Sicherung der Angebote, ihrer Durchlässigkeit und
Anrechenbarkeit. Die Gefahr besteht, dass kurzfristige Vermittelbarkeit eine langfris-
tig angelegte Kompetenzentwicklung gefährdet.

Die Qualitätssicherung ist sicherlich ein wichtiger Ansatz, Lernchancen zu verbes-
sern. Allerdings läuft die in § 86 allein den Arbeitsämtern zugewiesene „Qualitäts-
prüfung“ einer Eigenständigkeit der Akkreditierungs- und Zertifizierungsverfahren
entgegen und reduziert Qualitätsfragen auf den Eingliederungserfolg. Hier erhält die
zu erstellende Eingliederungsbilanz zentrales Gewicht gegenüber allen anderen Kri-
terien. Die in der Geschäftspolitik der BA geforderte Vermittlungsquote ist disfunktio-
nal, wenn sie nicht themen- und adressatenspezifisch sowie konjunkturadäquat be-
gründet wird. So wie z.B. im BA-Rundbrief vom 23. Dezember 2002 festgelegt
(„prognostizierte Verbleibsquote von mindestens 70 %“), ist sie willkürlich nach Maß-
gabe des BA-Haushalts gesetzt.

Alle bisherigen Evaluationsstudien belegen, dass der Eingliederungserfolg wesent-
lich vom regionalen Arbeitsmarkt, der angestrebten Qualifikation und der Teilneh-
merzusammensetzung abhängt. Angesichts der absehbaren Arbeitsmarktlage zwingt
dies die Weiterbildungsanbieter zur „Bestenauslese“, erhöht sowohl sozialstrukturell
als auch regional Selektion und Exklusion und zerschlägt die Weiterbildungsland-
schaft, indem zahlreiche Träger in Konkurs getrieben werden. Dies wiederum redu-
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ziert langfristig die Lernmöglichkeiten in Bildungseinrichtungen. Vor allem die Förde-
rung von Langzeitarbeitslosen und anderen Risikogruppen ist dann kaum noch mög-
lich. Die im Gesetz durchgängig angelegte Priorität der Kurzfristigkeit des Vermitt-
lungserfolgs gefährdet angesichts einer sich rapide verändernden technologischen
und qualifikatorischen Basis der Beschäftigungsfähigkeit langfristig das Niveau des
Arbeitseinsatzes und eine entsprechende Kompetenzentwicklung.

Angesichts des Gewichts des Instruments „Erfolgsüberwachung“ bleibt die Trennung
der Qualitätsprüfung von der BA halbherzig: Die Zulassung von Trägern und Maß-
nahmen wird ausgelagert, aber die als ausschlaggebend festgelegte Überwachung
des Eingliederungserfolgs (§ 86, (1) 1.) verbleibt letztlich bei den Arbeitsämtern. Es
wurden Formeln des alten AFG bzw. SGB III eins zu eins übernommen. Wenn man
insbesondere bedenkt, dass die Daten und Informationen für die Zulassung wieder-
um auf den BA-Daten beruhen (auch die Einrichtung eines Arbeitsmarkt-Monitorings
(§ 9) wird die BA-Datenbasis noch höher gewichten), werden die als Auslöser der
Hartz-Debatte kritisierten Praktiken der BA eher noch verstärkt. Daraus erwächst die
Folgerung, dass es unbedingt eine BA- und ämterunabhängige Evaluierung geben
muss, die sich auf das gesamte Weiterbildungs-Förderungsprogramm erstreckt, im
einzelnen auf Anbieter, Maßnahmen und Teilnehmende. Ein Bestandteil müssen da-
bei auch Verlaufsstudien sein.

Zweifellos ist die Qualität der „Maßnahmen“ entscheidende Voraussetzung für erfolg-
reiche Lernleistungen der Teilnehmenden. Insofern ist es konsequent, von den Maß-
nahme-Trägern „ein System zur Sicherung der Qualität“ (§ 84, 4) zu verlangen. Die
ursprünglich im Hartz-Konzept vorgesehene Festlegung auf DIN EN ISO 9000 ff. ist
sinnvollerweise entfallen. Es wäre nicht angemessen, die möglichen Varianten von
Qualitätsmanagementmodellen ( z.B. EFQM, Qualitätstestat/BLK, Bremer Weiterbil-
dungsgesetz, Weiterbildung Hamburg e.V.)  einzuschränken. Vielmehr kann eine
Konkurrenz verschiedener Modelle zugelassen werden. Zu prüfen ist dann zunächst,
ob überhaupt ein Qualitätsmanagementsystem eingesetzt wird. Darüber hinaus kön-
nen Kriterien benannt werden, denen die Qualitätsmanagementsysteme künftig ge-
nügen müssen.

In § 85 (1) werden bereits inhaltliche Anforderungen an „Maßnahmen“ gestellt. Ge-
nannt werden: angemessene Vermittlung für eine erfolgreiche berufliche Bildung,
Zweckmäßigkeit für den Arbeitsmarkt, angemessenen Teilnahmebedingungen,
Zeugnis, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Angesichts bisheriger Erfahrungen be-
steht hier die Gefahr, dass sich, weil andere Kriterien eher „weich“ sind, der Wirt-
schaftlichkeitsaspekt in den Vordergrund drängt.

Die Anforderungen an die Maßnahmen (§ 85) werfen grundsätzliche Fragen nach
dem Weiterbildungsverständnis des Gesetzes auf (vgl. dazu Abbildung 6). Man muss
die Ausführungen der §§ 84 und 85 im Zusammenhang mit den Qualifizierungsakti-
vitäten der PSA (§ 37 c) und den Eingliederungsmaßnahmen (§ 421 i) sehen, da die-
se auch qualifizierenden Charakter haben können. Das Spektrum möglicher Qualifi-
zierung umfasst eher betriebsbezogenes und arbeitsintegriertes  „Mitlernen“ ebenso
wie außerbetriebliche Maßnahmen mit (möglichen) betrieblichen Lernphasen. Neben
der individuell über Bildungsgutscheine zu erreichenden Weiterbildung stehen die für
besondere Personengruppen möglichen Auftragsmaßnahmen, die von den Arbeits-
ämtern initiiert werden können.
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Die Maßnahmen nach § 85 beziehen sich von ihren Merkmalen her (abschlussbezo-
gen, angemessene Dauer, regelmäßig, Personenkreis) wesentlich auf die außerbe-
triebliche Weiterbildung. Systematische und langfristige Teile der „zweckmäßigen“
Weiterbildung wurden seit 1996 ins AFBG ausgelagert. Verblieben sind in § 85 (2)
Vollzeitmaßnahmen, die zu einem anerkannten Abschluss führen. Diese Umschu-
lungsmaßnahmen sind aber in der angelegten Finanzierung durch Gutscheine nicht
abgesichert. Möglich ist eine Modularisierung, bei der aber bisher noch nicht klar ist,
wie eine systematische auf Berufsbezug ausgerichtete Profilierung gewährleistet
werden kann (vgl. dazu unten in Kapitel 6.4 die Anforderungen an Module).

Die in § 85 (3) und (4) erfolgte starke Betonung der Beruflichkeit durch Ausschluss
„nicht berufsbezogener Inhalte“ übersieht, dass eine solche Engführung angesichts
der Diskussion um „Schlüsselqualifikationen“ und „berufliche Kompetenzentwicklung“
inhaltlich kaum möglich ist. „Soziale Kompetenz“ ist mittlerweile eine für alle Arbeits-
tätigkeiten erforderliche Fähigkeit. Es müssen Möglichkeiten gegeben werden, das
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des SGB III (neu)
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scheinbar direkt Verwertbare durch Grundlagen und übergreifende Kompetenzen zu
ergänzen. Hier stößt man allerdings auf eine grundlegende Problematik, die schon im
AFG und dann auch im SGB III angelegt war, dass nämlich das in der Beitragsfinan-
zierung unterstellte Versicherungskonzept gegen individuelle Erwerbslosigkeit letzt-
lich eine steuerfinanzierte Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik nicht ersetzen kann.

Gerade deshalb sind aber die negativen arbeitsmarkt- und bildungspolitischen Kon-
sequenzen von dominant auf kurzfristige Wiedereingliederung gerichteten Strategien,
wie der im SGB III (neu) vorliegenden, mitzubedenken. Es sollte, wenn langfristige
Beschäftigungsfähigkeit nicht gefährdet werden soll, eine Vergleichbarkeit der „Maß-
nahmen“ und eine Anschlussfähigkeit an anerkannte Aus- und Fortbildungsordnun-
gen angestrebt werden, um nachhaltige „employability“ zu erreichen. Eine profilorien-
tierte Modularisierung, welche einzelne, aufeinander aufbauende und anrechenbare
Module verortet in einer an Beruflichkeit orientierten Systematik, kann in diese Rich-
tung gehen. Eine entsprechende Modulentwicklung bei den Anbietern ist von daher
zu unterstützen.

Die Anforderungen an die Träger in § 84 (Leistungsfähigkeit, Vermittlungsbemühun-
gen, Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung des Personals sowie Anwendung
eines Qualitätssicherungssystems) sind sinnvoll. Sie müssen aber konkretisiert wer-
den: Dazu liegen bereits umfangreiche Listen von Qualitätskriterien (s.u.) vor. Hin-
sichtlich der Träger- bzw. Einrichtungsqualität sind besonders Anforderungen an
Ausstattung, Technik, Medien und Status des Personals ergänzungsbedürftig.

Wenn hier die Qualitätsdiskussion aufgegriffen wird, muss klar sein, dass die Konse-
quenzen des „Ersten Gesetzes für moderne Dienstleistungen“ umfassend in die
Weiterbildungslandschaft eingreifen. Es werden gleichzeitig mit erhöhten Anforde-
rungen an Qualität die finanziellen Ressourcen reduziert. Dies hat schon jetzt zu In-
solvenzen und Konkursen geführt. Die drohende Deinstitutionalisierung und Entpro-
fessionalisierung der Weiterbildung gefährdet langfristig die Lernmöglichkeiten in
Weiterbildungseinrichtungen. Insofern muss die Zielsetzung, ein langfristig zukunfts-
fähiges System der Lernmöglichkeiten zu gestalten, weiter betont werden.
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6. Vorschlag eines dreistufigen Modells der Akkreditierung, Zertifizierung und
Qualitätssicherung

Eine Konzeptentwicklung zur Qualitätssicherung im Weiterbildungsbereich kann auf
reichhaltigen Erfahrungen in diesem Sektor aufbauen, die es zu berücksichtigen gilt ,
um Verfahrensstringenz zu erzeugen und um die Akzeptanz der Betroffenen und
Beteiligten zu erhöhen. Die folgenden Punkte sind aus unserer Sicht zentral und bei
der Skizzierung des dreistufigen Modells leitend gewesen:

� Qualitätsentwicklung in der Weiterbildung benötigt einen gewissen Grad von
Standardisierung. Bundesweite Vorgaben und Orientierungslinien sind nötig, um
Transparenz und Einheitlichkeit zu sichern.

� Qualitätsentwicklung darf nicht im Unverbindlichen verbleiben, weil sonst die Ge-
fahr besteht, dass sich Einrichtungen aus der Qualitätsverantwortung begeben.

� Qualitätsentwicklung braucht auch einrichtungsspezifische Spielräume, weil nur
so der Pluralität der Einrichtungen Rechnung getragen werden kann. Also: Rah-
menvorgaben mit der Möglichkeit einrichtungsspezifischer Ausprägungen.

� Für die Qualitätsentwicklung ist der „fremde Blick“ förderlich, weil er die blinden
Flecken aufdeckt und einrichtungsinterne Interessenlagen unberücksichtigt lassen
kann. Deshalb erscheint eine Kombination von Fremd- und Selbstevaluation op-
timal.

� Qualitätsentwicklung muss die Balance zwischen Einrichtungs- und Teilnehmer-
interessen finden und gleichermaßen professionellen Standards gerecht werden.

� Qualitätsentwicklung ist besonders effektiv und effizient, wenn sie mit Prozessen
der Organisationsentwicklung verzahnt wird.

� Qualitätsentwicklung darf nicht die vorhandenen Ressourcen überfordern und
damit Blockaden und Akzeptanzverweigerung auslösen. Sie muss dosierbar und
in sinnvollen aufeinander aufbauenden Schritten absolvierbar sein.

� Qualitätsentwicklung kann gefördert werden, wenn sie nach innen partizipativ und
nach außen hin kommunikativ angelegt ist. Hilfreich sind formelle Zuständigkeiten
für Qualität und Austauschforen zwischen den Einrichtungen.

6.1 Anforderungen an das Modell

Aufbauend auf diesen Erfahrungen geht es bei dem im Folgenden zu skizzierenden
Modell um die Sicherung der Qualität der beruflichen Weiterbildung. Dazu müssen
Kriterien, Verfahren und Akteure festgelegt und entsprechenden Institutionen zuge-
wiesen werden. Vorliegende Modelle haben unterschiedliche Funktionen bezogen
auf

� Verbraucherschutz für die Teilnehmenden,
� Innovation für die Träger- und Einrichtungsentwicklung,
� Legitimation der Förderentscheidungen beim Einsatz öffentlicher und privater

Mittel.

Ein Modell zur Ausfüllung der §§ 84 und 85 sollte Aspekte wie Information, Transpa-
renz, Interessenkonstellationen und Praktikabilität berücksichtigen:
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� So muss eine praxisadäquate Umsetzung einerseits eine Vergleichbarkeit sichern,
anderseits Offenheit für spezifische Träger- und Maßnahmenentwicklung zulas-
sen.

� Es muss Transparenz herstellen und gleichzeitig regionale und sektorspezifische
Unterschiede gewährleisten.

� Es muss Selbst- und Fremdevaluation kombinieren.
� Es muss den Aufwand einschränken, aber auch verlässliche Aussagen der Evalu-

ation zulassen.

In dieser Konstellation von Anforderungen ist ein flexibles Qualitätssystem zu ges-
talten. Im Vordergrund stehen dabei nicht die Interessen der Bundesanstalt oder der
Weiterbildungsträger, sondern zentrales Kriterium muss sein, den Lernenden eine
zukunftsfähige Weiterbildung zu ermöglichen.

Die bisherigen Erfahrungen mit Qualitätssicherung zeigen, dass es angesichts der
unterschiedlichen Strukturen, Größenordnungen, spezifischen Arbeitsprofile und re-
gionalen Besonderheiten der jeweiligen Einrichtungen kein einheitliches Instrument
zur Qualitätsentwicklung gibt. Es ist wichtig, unterschiedliche Qualitätssicherungs-
systeme zunächst zu akzeptieren. Gleichzeitig sind Kriterien zu benennen, damit sie
in den Kernelementen vergleichbar gemacht werden. Die zahlreichen wenig elabo-
rierten Selbstevaluationskonzepte sollten durch zusätzliche Instrumente der Fremd-
evaluation weiterentwickelt und ergänzt werden.

Um eine klare Begrifflichkeit zu gewährleisten, sollte unterschieden werden zwischen
einer Akkreditierung von Zertifizierungsagenturen, einer Zertifizierung der Institutio-
nen und Programme sowie der internen Qualitätssicherung der Anbieter.

Zertifizierung der Institutionen und Maßnahmen soll sicherstellen, dass die Anforde-
rungen der Qualitätssicherung gem. §§ 84 und 85 erfüllt werden. Dies kann nach ei-
nem dreistufigen Modell, ähnlich wie es sich mittlerweile an den Hochschulen über
die Bachelor/Master-Diskussion zu etablieren beginnt (Beschluss der KMK 9/2002)
oder angelehnt an das Konzept im IT-Bereich, durch akkreditierte, unabhängige Zer-
tifizierungsagenturen erfolgen.

6.2 Akkreditierung

Zertifizierungsagenturen werden im Rahmen der Maßnahmen nach SGB III (neu)
zugelassen durch einen bundesweit zuständigen Akkreditierungsrat. Dabei sind
Vertreter der Tarifparteien, der Regierungen und der Weiterbildungsträger zu beteili-
gen. Es ist eine von Einzelinteressen unabhängige Geschäftstelle einzurichten, der
es unter anderem obliegt, Entscheidungen im Rahmen der Akkreditierung vorzube-
reiten, Hilfen für die Modularisierung des Angebots zu geben, Evaluierungsaufgaben
zu übernehmen und durch Berichterstattung die Transparenz der Qualitätssicherung
für alle Beteiligten zu gewährleisten. Bewerbungen für die Trägerschaft könnten aus-
geschrieben werden. Der Akkreditierungsrat als öffentlich-rechtliches Gremium ge-
währleistet durch Zulassung der Zertifizierungsagenturen, dass die Qualität der An-
bieter und Angebote sichergestellt wird. Er erfüllt diese Aufgabe in öffentlicher Ver-
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antwortung zur Sicherung eines zukunftsfähigen Weiterbildungsangebotes bei
gleichzeitigem sparsamen Einsatz der Mittel.

Die Zertifizierungsagenturen als „fachkundige Stellen“ nach SGB III (neu) über-
nehmen die Zertifizierung („Zulassung“) der Anbieter gem. § 84 und die Zertifizierung
(„Zulassung“) der Programme gem. § 85. Sie können bundesweit, regional- oder
sektorbezogen agieren.

Zu zertifizieren ist diejenige institutionelle Instanz auf der Anbieterseite, welche auf
der Stufenfolge zwischen rechtlicher Trägerschaft und umsetzender Einrichtung ver-
antwortlich ist für Planung und Durchführung der Maßnahmen sowie für Personal-
und Finanzeinsatz. Zertifizierungsagenturen können sich auch auf spezifische Bran-
chen wie z.B. den IT - Bereich oder Sprachen spezialisieren. Sie haben folgende
Aufgaben:

� Überprüfung und Feststellung von Mindeststandards der Institutionen und der
Programme durch Beurteilung der vorgelegten Konzepte sowie interner und exter-
ner Evaluationsergebnisse laufender Programme;

� Berücksichtigung der Ausbildungsfunktion und der Lehr-/Lernmethoden der Pro-
gramme im Hinblick auf die Beschäftigungsfähigkeit der Absolventen und auf ab-
sehbare Entwicklungen in möglichen Berufs- und Beschäftigungsfeldern;

� Herstellung von Transparenz über die Lernangebote in der Weiterbildung durch
Dokumentation der von ihnen zertifizierten Anbieter und Lernangebote.

Zertifizierungsagenturen können akkreditiert werden, wenn sie folgenden Grundsät-
zen genügen:

� Zertifizierungsagenturen müssen institutionell unabhängig von Weiterbildungsträ-
gern und Wirtschafts- und Berufsverbänden sein. Sie müssen bei Entscheidungen
auf Informationen der Weiterbildungsinstitutionen und der Berufspraxis zurück-
greifen.

� Sie benötigen eine ausreichende, mittelfristig verlässliche personelle, räumliche
und finanzielle Infrastruktur. Sie arbeiten nach den Grundsätzen von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit und sind gemeinnützig.

� Zertifizierungsagenturen müssen anbieterübergreifend arbeiten.
� Sie müssen nationale und internationale Kompetenz anbieterübergreifend  und

unabhängig zusammenführen. Dies muss sich bei der Gewinnung von Gutachtern
und in den Begutachtungsverfahren widerspiegeln.

� Zertifizierungsagenturen müssen ein nachvollziehbares und durch Transparenz
gekennzeichnetes Verfahren nachweisen.

� Sie müssen selbst interne Qualitätssicherungsmaßnahmen und geeignete Doku-
mentations- und Auskunftsverfahren vorsehen.

� Zertifizierungsagenturen sind dem Akkreditierungsrat berichtspflichtig. Sie sind
insbesondere verpflichtet, den Akkreditierungsrat unverzüglich über von ihnen
vorgenommene Zertifizierungen von Institutionen und Programmen zu unterrichten
und jährlich einen Bericht über ihre Tätigkeit vorzulegen.

Anträge an den Akkreditierungsrat zur Akkreditierung von Agenturen müssen Anga-
ben über folgende Bereiche enthalten:
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� Zielsetzung der Agentur: Aufgabenbeschreibung (einschließlich inhaltlicher und
regionaler Reichweite des Tätigkeitsspektrums)

� Unabhängigkeit und Status der Agentur: Träger, Satzung, Zusammensetzung der
Entscheidungsgremien, interner Ablauf eines Zertifizierungsverfahrens

� Angaben zur Leitung, zum Personal und zum Verfahren der Gutachtergewinnung
� Kostenkalkulation und -transparenz einschließlich der Kosten der Zertifizierungs-

verfahren
� Beteiligung der Weiterbildungsinstitutionen und der Berufspraxis
� Methodik (z.B. Peer Review, Evaluationsinstrumente) und Durchführung der Akk-

reditierungsverfahren durch die Agentur und deren Transparenz nach außen
� Internes Qualitätssicherungsverfahren der Agentur
� Dokumentationswesen und Öffentlichkeitsarbeit der Agentur.

6.3 Zertifizierung

Die Zertifizierungsverfahren stützen sich auf Evaluationen vor Ort durch ausgewiese-
ne Gutachter (vgl. Modell Bremen bzw. Weiterbildung Hamburg). Resultate der Qua-
litätsüberprüfung gem. § 86 (neu) und der Erhebungen der Stiftung Bildungstest
müssen dabei berücksichtigt werden.

Ein wesentliches Prüfkriterium ist das Vorliegen eines internen Qualitätsmanage-
mentsystems (§ 84 Nr. 4). Es bleibt den Institutionen überlassen, welches QMS sie
einsetzen, wenn es vorgegebene Mindestkriterien erfüllt (siehe 6.4). Des Weiteren
sind die im Gesetz nach § 84 genannten Anforderungen an Träger zu überprüfen (§
84 Nr. 1 bis 3).

Maßnahmen müssen anhand der Anforderungen des § 85 geprüft und zugelassen
werden. Es dürfte sinnvoll und ökonomisch sein, dass der jeweilige Zertifizierer die
Konzepte aller Maßnahmen überprüft und stichprobenartig feststellt, ob die Konzepte
auch realisiert werden.

6.4 Qualitätsmanagement

Im Anschluss an die „Stellungnahme des Ständigen Ausschusses der Konzertierten
Aktion Weiterbildung“ können für Qualitätskonzepte einige solcher Mindestkriterien
benannt werden:

� Orientierung an Nachfrageinteressen
� Förderung der Organisationsentwicklung der Einrichtungen
� Rückgriff auf anerkannte Evaluationsmethoden
� Einbeziehung der Anbieterqualität
� Einbeziehung der Maßnahmequalität
� Ordnungspolitische Dimensionen
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Orientierung an Nachfragerinteressen

Bemühungen der Anbieter zur Entwicklung und Implementierung von Qualitätsmana-
gementsystemen sind auf den Schutz der Teilnehmenden ausgerichtet: Der Nachfra-
geseite sollen sie ermöglichen, Angebote und Leistungen nach qualitätsrelevanten
Kriterien zu differenzieren und zu bewerten. Aktivitäten zur Bereitstellung von Infor-
mation und zur Schaffung von Transparenz der Qualitätsmerkmale für potentielle
Teilnehmende sind von den Anbietern zu leisten. Die notwendigen Instrumente wie
z.B. Checklisten oder Datenbanken müssen weiterentwickelt und von den Institutio-
nen genutzt werden. Ein Referenzsystem für derartige Aktivitäten sind  die auszu-
bauenden Weiterbildungstests.

Die im Gesetz vorgegebene verstärkte Regulation und Stärkung der Nachfrageseite
über Weiterbildungsgutscheine hat zweifellos weitreichende, bisher kaum absehbare
Konsequenzen für die Qualität. Die Voraussetzungen von Transparenz und Ent-
scheidungsfähigkeit sind nicht hinreichend gesichert. Ohne den Ausbau umfassender
Beratung (einschließlich Informations- und Entscheidungshilfen) entstehen daraus
hohe Lernhemmnisse. Die Kurzfristigkeit individueller Teilnahmeentscheidungen ist
außerdem nur abzusichern, wenn gleichzeitig ein zukunftsfähiges Angebot vor-
gehalten wird.

Förderung der Organisationsentwicklung der Einrichtungen

Qualitätskonzepte sind prozess- und entwicklungsorientiert anzulegen und nicht als
statische Größe bzw. ein normiertes technisches Verfahren zu verstehen. Eine sol-
che Prozessorientierung ist unerlässlich, weil sich die Rahmenbedingungen des
Weiterbildungssystems dynamisch ändern.

Die bislang entwickelten Ansätze sind im Rahmen einer trägerübergreifenden Dis-
kussion so weiter zu entwickeln, dass sie unter Berücksichtigung der Heterogenität
der Weiterbildungseinrichtungen einrichtungsspezifisch adaptions- und anschlussfä-
hig sind.

Qualitätsmanagementsysteme sollen Bestandteil von Organisations- und Personal-
entwicklungsstrategien sein. Die damit verbundenen einrichtungsinternen intensiven
Phasen der Reorganisation können die Beteiligten zu einer höheren Identifikation mit
dem eigenen Qualitätsprozess und der Institution führen.

Rückgriff auf anerkannte Evaluationsmethoden

Es sollen Verfahren der internen und externen Evaluation kombiniert werden. Selbst-
und Fremdevaluation haben ihren je eigenen Stellenwert und ergänzen einander.
Selbstevaluation schafft eine günstige Basis für Fremdevaluation. Während externe
Verfahren einen Bezugspunkt über den eigenen Referenzrahmen hinaus ermögli-
chen, eröffnen interne Verfahren die Möglichkeit, die einrichtungsspezifischen Bedin-
gungen und Fragestellungen in den Blick zu nehmen.

Um die Einhaltung der vorgegebenen bzw. selbstgesetzten Standards zu überprüfen
sind die üblichen Methoden der empirischen Sozialforschung anzuwenden. Bei der
Entwicklung der Erhebungsinstrumente, bei der Auswahl der Stichproben, bei der
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Datenerhebung und bei der Auswertung sind wissenschaftliche Maßstäbe einzuhal-
ten.

Einbeziehung der Anbieterqualität

Qualitätsmanagementsysteme dienen für die Anbieter als Grundlage für die Gestal-
tung ihres Angebots. Eigenverantwortung auf der Nachfrageseite setzt nicht nur In-
formationen über das Angebot voraus, sondern auch Informationen über die Qualität
der Bildung, d.h. Qualitätsmerkmale müssen für die Nutzer erkennbar sein. Dazu
sollen die Einrichtungen die von ihnen verwendeten Qualitätsstandards ausweisen.
Eine entsprechende Systematik von Qualitätsaspekten umfasst: Rechtsform, Wirt-
schaftslage, Personal, Ausstattung, Standort, Erfahrung, Angebotsbreite der Instituti-
on. Diese Aspekte können weiter aufgegliedert werden bis hin zu überprüfbaren
Qualitätsindikatoren.

Einbeziehung der Maßnahmequalität

Aus Sicht der Lernenden, der Adressaten und Teilnehmenden, sind das konkrete
Lern-/Lehr-Ensemble und die Verwendbarkeit des Gelernten entscheidende Quali-
tätskriterien. Im Einzelnen lassen sich drei Dimensionen von Maßnahmequalität be-
schreiben:
� Durchführungsqualität: Organisation, Personal, Technik und Didaktik in den ein-

zelnen Aktivitäten
� Ergebnisqualität: Arbeitsplatzbezogene und gesellschaftsbezogene Kompeten-

zen, Persönlichkeitsentfaltung und Zertifikate

Abbildung 7: Aspekte der Einrichtungsqualität
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� Erfolgsqualität: Effekte auf betrieblichen Arbeitseinsatz, Arbeitsmarkt, Wirt-
schaftsentwicklung sowie gesellschaftliche Resultate.

Das Hauptaugenmerk aller Beteiligten richtet sich zweifellos auf die Frage, was ei-
gentlich bei Weiterbildungsaktivitäten herausgekommen ist. Ein differenzierteres In-
dikatorensystem muss die verschiedenen Aspekte der Ergebnisqualität bezogen
auf die in der „Maßnahme“ als Lernergebnisse angestrebten Kompetenzen aufneh-
men. Je anspruchsvoller die Aspekte formuliert werden, desto größer werden die
Probleme der Messbarkeit und der Zurechenbarkeit auf die „Maßnahmen hin. Am
schwierigsten sind zweifellos Indikatoren der Erfolgsqualität zu finden. Diese Krite-
rien übersteigen weitgehend die Instrumente empirischer Evaluation. Es ist aber trotz
kaum lösbarer Indikatorprobleme und Prognosedefizite wichtig, solche Horizonte auf-
zuzeigen, um die Dominanz des Kurzfristigen und Messbaren zu relativieren.

Abbildung 8: Aspekte der Durchführungsqualität
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Abbildung 9: Aspekte zur Ergebnisqualität
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Abbildung 10: Aspekte zur Erfolgsqualität

Erfolgs-
qualität

Betrieblicher
Einsatz

Arbeitsverhalten
Arbeitszufriedenheit
Einkommen
Anwendbarkeit des 
Gelernten

Arbeitsmarkt-
erfolg

Verbleibsquote
Eingliederungsquote

Gesellschaftliche
Resultate

Teilhabechancen
Sozialer Friede
Gesellschaftliche 
Integration

Gesamtwirtschaftl.
Effekte

Arbeitslosenquote
Wachstumsrate



45

Für die Lernenden ausschlaggebend ist die Verbesserung ihrer Beschäftigungsfähig-
keit. Dies betrifft zum einen die Einsatzfähigkeit an konkreten Arbeitsplätzen, zum
anderen auch die betriebsübergreifende Übertragbarkeit für sich dynamisch entwi-
ckelnde Erwerbstätigkeiten. Insofern müssen über spezifische Qualifikationen hinaus
systematische Lerninhalte und -formen gesichert werden. Angesichts der gleichzeiti-
gen Anforderungen an Flexibilisierung und Standardisierung ist eine profilorientierte
Modularisierung angemessen. Die Zertifizierung von Modulen steht daher im Vorder-
grund des nach dem Gesetz möglichen Qualitätssicherungsprozesses.

Module sind auf einen Arbeitszusammenhang bezogene Aus- und Weiterbildungsab-
schnitte mit einem bewerteten Abschluss in Form eines Zertifikates; sie können wie
Bausteine zu einem Gesamtabschluss zusammengesetzt werden. Anforderung an
Module sind:

� Organisiertheit: Über informelles Lernen hinaus ist es  notwendig institutionelle
Angebote vorzuhalten, welche Lernen als Tätigkeitsform unterstützen.

� Systematisiertheit: Aufeinander aufbauende Lerninhalte müssen curricular bezo-
gen auf Intentionen und Themen geklärt werden.

� Zertifizierbarkeit: Es müssen abschlussbezogene Kompetenzen festgelegt wer-
den.

� Kontinuität des Angebots: Die Lernmöglichkeiten müssen regelmäßig gesichert
werden.

� Profiliertheit: Die einzelnen Module müssen als Bausteine in einem Gesamtsys-
tem, welches sich an Beruflichkeit orientiert und entsprechende Ansprüche sichert,
orientiert sein.

� Dokumentation: Die Module sind in einem Rahmen zu präsentieren (z.B. Weiter-
bildungs-Pass), der die Anrechenbarkeit bzw. Kumulation der erworbenen Qualifi-
kationen verdeutlicht bzw. erleichtert.

Ordnungspolitische Dimensionen

Für die Förderinstanzen müssen die Qualitätssicherungssysteme bezogen auf unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen bzw. Marktpositionen der einzelnen thematischen
Bereiche der Weiterbildung offengelegt werden.

Ausgehend von öffentlicher Verantwortung für die Weiterbildungsentwicklung sollen
kooperative Verfahren zur gemeinsamen Entwicklung der Qualitätskriterien von Ak-
teuren der politischen Handlungsebenen, der Berufspraxis und der Anbieter von
Weiterbildung in Gang gesetzt werden. Dabei übernehmen alle Beteiligten Verant-
wortung für Qualitätsentwicklungsprozesse.
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6.5 Implementation und Evaluation

Vereinfacht lassen sich die drei Stufen des Modells wie folgt darstellen:

Das hiermit skizzierte Modell bedarf noch an einigen Stellen der Konkretisierung und
Verfeinerung. Diese Aufgabe könnte die Konzertierte Aktion Weiterbildung oder ein
noch zu berufener Expertenkreis übernehmen. Einbezogen werden sollten die Erfah-
rungen mit schon praktizierten Qualitätskonzepten. Zudem sollte aus Praktikabilitäts-
gründen darauf geachtet werden, dass das schließlich zu implementierende Modell
national und international anschlussfähig ist.

Wegen des innovativen Charakters des Ansatzes und aus Gründen der Akzeptanz-
erhöhung erscheint es sinnvoll, die Implementierung und Umsetzung des Qualitäts-
modells in der Praxis zu evaluieren, um so Verbesserungsmöglichkeiten aufzude-
cken, die bei einer Änderung der Regelungen berücksichtigt werden könnten.

Schließlich ist zu prüfen, inwieweit das hier erörterte Qualitätsmodell Impuls oder gar
Maßstab für weitergehende Überlegungen zur Gestaltung der Qualitätspolitik in der
beruflichen bzw. sogar der gesamten Weiterbildung sein kann. Vermutlich ist die
Prägewirkung des Modells hoch, weil es ein zentrales Marktsegment der Weiterbil-
dung betrifft. Welche Möglichkeiten der Übertragbarkeit es gibt, bleibt abhängig von
der konkreten Ausgestaltung und der Akzeptanz bei den Beteiligten. Jedenfalls wirft
die an dieser Stelle behandelte Problematik auch erneut die Frage auf, welche zen-
tralen Vorgaben in Form von bundeseinheitlichen Rahmenregelungen für die Quali-
tätsentwicklung in der Weiterbildung hilfreich, förderlich und verbraucherschützend
sind.

Abbildung 11: Modellstruktur

 3. BILDUNGSANBIETER und deren MASSNAHMEN 
entwickeln und implementieren

QUALITÄTSMANAGEMENTSYSTEME

2. ZERTIFIZIERUNGSAGENTUREN
zertifizieren nach vorheriger Evaluation

1. AKKREDITIERUNGSRAT
wird unterstützt durch eine GESCHÄFTSSTELLE

und akkreditiert
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